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TAGESORDNUNG 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 

1) Präs-643/78 

2) 

3) Präs-585/78 

4) Präs-643/78 
Präs-758/75 

5) Ha-4997 /78 

6) BauS-5544/75 

Angelobung eines neues Gemeinderatsmitgliedes. 

Mitteilungen. 

Anfragebeant wart ung. 

Änderung in der Zusammensetzung der gemeinderätl i­
chen Ausschüsse. 

Österr. Rates Kreuz, Bezirksstelle Steyr; Subven­
tion für Personalkosten. 

Errichtung des Rathausfestsaales; Restmittelfreigabe. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ : 

7) BauS-4 1 60/77 

8) ÖAG-669/76 
Stadtwerke 

Umbau des alten Stadttheaters -
a) Durchführung der Elektroinstallation 
b) Durchfüh r ung der Heizungs- und Sanitärinstallation. 

Ankauf einer 1-Aagnetkonten-Buchungsmaschine für die 
Stadtwei~ke . . 

BERICHTERSTATTER BÜRGERME I ST EF':?---STFL.LVEF~T RETER KARL FR I TSCH: 

9) BauS-2378/70 Umbau Ennsk ai 27; B ew i II igung von überplanmäß igen 
Mittel n und Erhöhung der Vergabesumme für Bau­
mei sterar-beit en. 

BERICHTERSTATTER ST AD TRAT RUDOLF FÜRST: 

1 0) Buch-6500/77 

11) Buch-5116/78 

Rechnungsabschluß 1977. 

Krediterhöhung bei VSt 1/4200/0430. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 

12) Schul-6291/76 Ganztagsschule an der Hauptschule 2 Ennsleite; 
Ankauf der Kücheneinrichtung . 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD K I NZELHOFER: 

13) ÖAG-3907 /78 
Stadtwerke 

14) ÖAG-5338/78 
Stadtwerke 

Stadtwerke Steyr; Jahresbi I anz 1977. 

Neufestsetzung der Bestattungstarife. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER: 

1 5) Bau4-5000/7 5 Neubau Zwischenbrücken -
a) Sanierung des Pfeilers der Steyrbrücke. 
b) Sanierung des Gewölbes. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WI PPERSBERGER: 

16) GemX-1616/76 Änderung der Lustbarkeitsabgaben-Ordnung. 
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17) Bau3-1246/7 5 
Bau3-1466/73 

Bauvorhaben Kreuzung Rooseveltstraße - Kasern­
gasse sowie Haltebuchten Seifentruhe nahe Azwanger­
straße; 
Schlußbericht und Restabwicklung. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 

18) Wa-5970/77 

1 9) GemE r 1 • -6587 /77 

Kanalisation Hammergründe; Beitragsleistung. 

Feuerwehr-Tarifordnung; Tarifregulierung und Ände­
rung einzelner Tarifposten. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sehr verehrte Damen und Herren des Gemeinderates, meine Damen und Herren der 
Beamtenschaft und der Presse! 
Ich darf zunächst die Feststellung treffen, daß wir beschlußfähig sind. Entschuldigt 
sind Stadtrat Kinzelhofer und Gemeinderat Kienesberger. Es könnte sein, daß Stadt­
rat Kinzelhofer später kommt. Als Protokollprüfer werden heute vorgeschlagen die 
HerrenGemeinderäte Holub und Manetsgruber. 1 eh sehe, daß beide Herren das zu­
stimmend zur Kenntnis nehmen, womit auch dieser F ormalakt erledigt ist. 
Vor Eingehen in die Tagesordnung darf ich die Erklärung abgeben, daß für den ver­
storbenen Gemeinderat Johann Schodermayr eine Nachberufung erforderlich war. Ge­
mäß den einschlägigen Bestimmungen der Statutargemeindewahlordnung wäre der näch­
ste Hauptschuldirektor Moser, der jedoch durch eine Verzichtserklärung auf die Nach­
folge Verzicht geleistet hat. Somit ist der Nächstgereihte Mittelschuldirektor Prof. Dr. 
Helmut Burger einzuberufen gewesen. Er befindet sich hier und ich darf ihn Ihnen vor­
stellen, soweit Sie ihn nicht schon seit geraumer Zeit als Steyrer kennen. 
Mir obliegt nun dieAufgabe, Sie zu bitten, sich von den Plätzen zu erheben, damit ich 
die Angelobung des neuen Gemeinderates vornehmen kann. Ich verlese die Gelöbnis­
formel und bitte Herrn Dr. Burger, mit den Worten "ich gelobe", das Gelöbnis zu be­
stätigen. 
1) Präs-643/78 

Angelobung eines neuen Gemeinderatsmitgliedes. 

Gemäß § 9, Abs. 4, des Stadtstatutes lautet das Gelöbnis: 
"I eh gelobe, die Gesetze der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich ge­
wissenhaft zu beachten, die übernommenen Pfli c hten nach bestem Wiss.en und Gewissen 
zu erfüllen, und der Stadt Steyr die Treue zu h a lt e n." 

PROF. DR. HELMUT BURGER: 
1 eh gelobe. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Ich bitte Sie, die Plätze wieder ein zu r"1e hr11en . 
Ich wünsche unserem neuen Mitglied, Kollege n Dr-. Burger viel Freude für. die Arbeit, 
die ihn hier erwartet. Nachdem er in der Nähe seines Berufskollegen sitzt, wird er 
sicher! ich die Gelegenheit haben, zu manchen Dingen auch persönlich Erfahrungen aus­
zutauschen. 
Wir kommen in der Tagesordnung einen Schritt weiter. 1 eh habe einige Mitteilungen zu 
bringen. Zunächst muß ich Sie leider in diesem Fall wieder bitten, sich von den Plät­
zen zu erheben. 
Eingangs der heutigen Sitzung ist es mir eine Pflicht, eines ehemaligen Mitgliedes des 
Gemeinderates der Stadt Steyr zu gedenken. Am 9. Oktober verstarb unerwartet der 
Schlossermeister in Ruhe Franz Küpferl ing im 85. Lebensjahr. Worte sagen wenig 
über seine Person aus, denn Küpferl ing war in Steyr zweifel los eine bekannte Persön-
1 ichkeit allein dadurch, daß er im Verschönerungsverein tatkräftig zur Verschönerung 
der Stadt beigetragen hat als Obmann dieses Vereines. Es sind unter uns nur mehr zwei 
Mitglieder aus jener Zeit, als Küpferling eine Periode lang Gemeinderat, von 1955 bis 
1961, damals als Angehöriger der Wahlpartei der Unabhängi gen,war. Er setzte sich 
vornehmlich für Fragen der Stadterhaltung und der Pflege und Erhaltung der Kulturgü-
ter ein. 1954 übernahm er den Verschönerungsverein als Obmann und war, wie ich 
schon erwähnte, in dieser Weise verschiedentlich öffentlich zum Guten der Stadt tätig. 
Zahlreiche Aktionen in diesemSinn gingen auf seine Initiative zurück. Er wurde auch 
immer wieder bei der Stadt mit konstruktiven Vorstellungen zu Verbesserungen vor­
stellig. Bis ins hohe Alter widmete er sich seinen damals übernommenen Aufgaben und 
legte das Amt im Verschönerungsverein freiwi 11 i g in jüngere Hände. Die Stadt Steyr 
wird ihrem engagi ertenBürger Franz Küpferl ing stets ein ehrendes Angedenken bewah­
ren. 
Ich danke Ihnen für dieTrauerkundgebung. 
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2) Mitteilungen 

Unter dem Titel Mitteilungen bringe ich Ihnen hier unter Bezugnahme auf ein Schreiben 

des Bürgermeisters, also meinerseits, an den Herrn Landesrat Dr. Winetzharr.mer und 

in der weiterenFolge einBeantwortungsschreiben des Bundesministers für Bauten und 

Technik Josef Moser zur Kenntnis. Letzteres lautet wie folgt : 

"1 n Beantwortung eines Schreibens vom 18. August 1978 teile ich Dir zur Errichtung 

einer Verkehrslichtsignalan_l_age auf der Kreuzung S l erninger Straße - Wiesenberg 

mit, daß ein vom Amt der 00. Landesregierung vorgelegtes Projekt bereits am 27. 

Juli 1978 die ministerielle Genehmigung erhalten hat. Da die Leistungsvergabe für die­

ses Vorhaben in die generelle Ermächtigung des Landeshauptmannes fällt, möchte ich 

Dich ersuchen, Dich in der Angelegenheit direkt mit dem Landeshauptmann in Verbin­

dung zu setzen. Es ist dies auch bereits geschehen, und zwar ist dies zu Handen des 

Herrn Landesrates Dr . Winetzhammer ergangen. Der Sri ef I äuft vom 19. September 

_1 _97_8. 1 eh bitte um Kenntnisnahme dieser Mitteilung. 

3) Präs-585/75 Anfraoebeantwortung 

An Anfragebeantwortungen habe ich nur eine hier, und zwar legte mir Herr Gemeinde­

rat Watzenböck in der letzten Sitzung 2 Fragen vor. Die eine lautete: Kann ein Gemein­

deratsbeschluß, der einen Auftrag an einen gemeinderätl:ichen Ausschuß enthält ig­

noriert bzw. derart lang verschleppt werden? Die zweite Frage, wenn nein, wann wer­

den Sie den Finanz- und Rechtsausschuß mit der Fortsetzung dieses Gemeinderatsauf­

trages befassen? Zur ersten Frage kann ich feststellen, daß weder die Absicht bestand, 

einen Auftrag des Gemeinderates zu ignorieren, noch zu verschleppen. Die Angelegen­

heit wurde bereits in der Sitzung des Finanz- und Recht sausschusses am 24. Februar 

1977 behandelt. Es wurde beschlossen, Llnte r !c.1 ~Jen zu beschaffen und zu klären, in . 

welcher Form eine Subventionsordnung fü r den 8or·e ich der Stadt Steyr notwendig ist. 

Vom Amt wurden die nöt i gen Erhebungen ang:-:: s tel! t . Al s Mi t glied der Soz. Gemeinde­

ratsfraktion ist mir aber bekannt, daß ~.ich d ie h·k,!, ·h-) i tsfrakt ion sehr eingehend mi t 

dem Problem beschäftigt hat und wie au s P,~csseu1 i ttc~ i lu:-1gen ersichtlich , auch eine ne­

gative Hai tung eingenommen hat. Zunäc h s t k onn te fostgest el l t werden, daß der verwal­

tungsmäß i ge Ablauf der Bearbeitung v on Suuv ,nti nnsan suchen innerhalb des Magistrates 

eindeutig geregelt ist. Ich glaube, die.se F es t s te llung is t nicht neu. Hier hat es bisher 

keinen Grund zur Beanstandung gegeben. E in gab1:m , Un te i~lagen, Nachweise, Auszah­

lungen erfolgen nach bestehenden Dienstvorschr' i f ten . D i es in e iner Subventionsord-

nung zu wiederholen, erscheint müßig, wenn ni c h t gleichzeit i g die Frage der Entschei­

dung über Subvent i onen in einer solchen Subventionsordnung vorweg genommen wird. 

Hier handelt es sich allerdings nicht nur um eine verwaltungsmäßige sondern um eine 

politische Aufgabe. Sämtliche Subventionen werden nach den Bestimmungen des Gemein­

destatuts entweder vom Gemeinderat oder vom Stadtsenat entschieden. Es ist mir be­

kannt, daß die Subventionsakten zumindest in der Sozialistischen und in der ÖVP­

Fraktion jewei I s Gegenstand der I auf enden Fraktionsberatungen sind. Das Verhalten 

dieser beiden Fraktionen in den Beschlußgremien richtete sich zweifel los nach den Er­

gebnissen dieser Beratungen. D i e Verwaltung wiederum hat dann lediglich die Aufgabe, 

diese politischen Entscheidungen zu vollziehen. Es ist mir auch die Meinung der Soz •. 

Fraktion dazu bekannt. Sie ist der Auffassung, daß es ihr möglich ist, auf Grund der 

Zusammensetzung der Fraktion - ihre Mitglieder kommen ja aus allenStadtteilen, aus 

verschiedenen Bevölkerungsgruppen, Berufssparten, Sportverbänden, Vereinigungen 

und dergleichen - e i ne genaue Beurteilung jedes Ansuchens vorzunehmen. Hier wird 

jeder E inzelfal I auf Grund der Sach- und Ortskenntnis beurtei I t und entschieden. Die 

Sozialistische Fraktion ist ohne weiteres in der Lage, jeden Einzelfall selbst zu beurtei­

len und es ist daher nicht notwendig, für diese Beurteilung Richtlinien zu erlassen. Ich 

gebe hier d i e Meinung der Sozial i sti sehen Fraktion wieder ,damit das klargestel I t ist, 

wei I zu meiner Rechten schon wieder Murren auftritt. 

1 eh wi 11 all enfal I s eine politische Entscheidung vorwegnehmen und die Erledigung von 

Subventionen auf Grund dieser Richtlinien der Verwaltung überlassen. Die Sozialisti­

sche Fraktion hat mir mitgeteilt, 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS : 
Beifal I können Sie auch nicht erwarten. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Die Sozialistische Fraktion hat mir mitgeteilt, daß sie nicht bereit ist, ihr freies 
Entscheidungsrecht daher durch allenfalls bestehende sture Richtlinien einzuschrän­
ken. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Das ist nicht in Ordnung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Eine Rücksprache mit Mitgliedern der OÖ. Landesregierung hat ergeben, daß auch 
dort die Entscheidung über Subventionen und dergleichen dem freien Beschlußrecht 
der OÖ. Landesregierung unter! i egt und jeder E inzelfal I dabei seine entsprechende 
Beurteilung erfährt. Die letzten diesbezüglichen Auskünfte habe ich nach der Frak­
tionstagung der Sozialistischen Fraktion Mitte September 1978 erhalten. Ich gebe 
eine Mitteilung wieder, das sagte ich schon. Es war mir daher nicht möglich, früher 
dem Gemeinderat zu berichten. Es erscheint mir aber auch wenig sinnvoll, den Vor­
gang neuerlich auf die Tagesordnung des Finanz- und Rechtsausschusses zu setzen, 
zumal es sich um eine politische Frage handelt, zu der sich die Gemeinderatsmehr­
heit schon öffentlich geäußert hat. Es kann aber nicht meine Aufgabe sein, dem 
Wunsch der Freiheitlichen Fraktion nach Erlassung einer Subventionsordnung die 
Sozial isti sehe Fraktion zu überzeugen, Herr Gemeinderat Watzenböck, das wäre 
eine Aufgabe, die eigentlich Ihnen zust ehen müßte. 
Damit komme ich schon zur Frage zwei. ! eh hr1be v or, den Finanz- und Rechtsaus­
schuß mit der Fortsetzung der Beratungen Cber eine Subventionsordnung dann zu 
befassen, wenn fraktionsmäß i g eine diesbcz l.i ::-J I iche Übereinstimmung in Aussicht 
steht. Ich muß ehrlich sagen, auf Gr·und de r· C:>-c g!';!x .. ,,heiten, die mir bekannt sind, 
wird sich kaum meine Meinungsänderung 1.,u l h :;e hen , es sei denn, Sie bestehen auf 
eine weitere Behandlung, dann müßten S :e en t :,pr·echende Anträge einbringen. 
Das Letzte war eine Anfrage, die ich ve r·Juc ht habe, zu beantworten. 
Wir sind damit am Ende der Anfragebeani:wort i..ln g. Ich bitte nunmehr Kollegen Schwar z 
um Übernahme des Vorsitzes, damit ich mei ne dr·ei Anträge zur Kenntnis bringen kan~,i. 

BÜRGERME I STER-STELLVERT~ETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister das Wort. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Der erste Antrag betrifft die Ausschüsse, und zwar wird hier beantragt, anstelle 
des durch Tod ausgeschiedenen Gemeinderates Johann Schodermayr Gemeinderat 
Dr. Burger in den gemeinderätl ichen Fimmz- und Rechtsausschuß zu entsenden. 
Der Antrag lautet: 

4) Präs-643/78 
Präs-758/75 
Änderung in der Zusammensetzung der 
gemeinderätl ichen Ausschüsse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Anstelle des durch Tod ausgeschiedenen Gemeinderates Johann Schodermayr wird in 
den gemeinderätlichen Finanz- und Rechtsausschuß und in den gemeinderätlichen Kul­
turausschuß Gemeinderat Dr. Helmut Burger berufen. 

1 eh bitte um Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Sie haben den Antrag gehört. Wünscht jemand dazu zu sprechen? 1 eh sehe, dal~ keine 
Wortmeldung mehr vorliegt. Wenn Sie mit dem Antrag einverstanden sind, bitte ich 
um ein Zeichen mit der Hand? Danke. 1 st jemand anderer Meinung? Enthält sich je­
mand der Stimme? Auch nicht der Fall. Es liegt ein einstimmiger Beschluß vor. 
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1 eh bitte um den nächsten Antrag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 m Augtrag des Stadtsenates lege ich den nächsten Antrag vor, welcher lautet: 

5) Ha-4997 /78 
Österr. Rotes Kreuz. Bezirksstelle Steyr; 
Subvention für Personalkosten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Über Antrag wird dem Österr. Roten Kreuz, Bezirksstelle Steyr-Stadt, eine Sub­
vention als Zuschuß zum Personalaufwand für 4 Bedienstete gewährt. 
Der Errechnung des Zuschusses werden folgende Vergleichsposten zugrunde ge­
legt: 
1 Bediensteter Schema IV/C/V/5, verheiratet, 1 Kind 
2 Bedienstete Schema IV /0/ 1 V /2, 1 edi g 
1 Bediensteter Schema lll/p3/lll/9, ledig. 
Der Zuschuß wird mit 46 o/o der jährlichen Personalkosten (Gehalt, Leistungszulage, 
Verwaltungsdienstzulage, Haushaltszulage) für die Vergleichsposten bemessen und 
beträgt für das Jahr 1978 S 300.900,-. 
Zum genannten Zweck wird der Betrag von 

S 270.500,--
(Schi 11 ing zweihundertsiebzigtausendfünfhundert) 

bei VSt 1/5300/7570 freigegeben und eine überplanmäßige Ausgabe von 
S 30.Li00,--

(Schi 11 ing drei ßigtal!sendv1erhundert) 
bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung für die überplanmäßige .A.usg c'1b:: i, 0it J urch Mehreinnahmen bei den allge­
meinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

1 eh bitte Sie, demAntrag beizutreten. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Auch dieser Antrag steht zur Debatte. Kollege Treml bitte. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, wertes Präsidium! 
Grundsätzl ich, glaube ich, gibt es ja gegen diese Förderung nichts einzuwenden, 
sondern man kann diese Subvention für. die Personalkosten in der Höhe von 46 o/o nur 
begrüßen. 
Meine Damen und Herren, ich habe mir aber heute erlaubt, das OÖ. Tagblatt genauer 
zu studieren. Dabei habe ich einen Artikel gefunden, wo unser Bürgermeister bei ei­
ner Pressekonferenz Bilanz des Roten Kreuzes zieht und hier besonders unterstreicht, 
die große frei wi 11 ige Leistung dieser Menschen, die 50. 000 Arbeitsstunden alleine im 
letzten Jahr geleistet haben, unentgeltlich. Ich glaube, auch hier, wenn ich diesenBe­
richt ansehe, zeigt das die große Schande im Gesundheitswesen in Österreich, trotz­
dem es sehr viele Leistungen gegeben hat, die von der Arbeiterbewegung in den letzten 
20 Jahren erkämpft wurden, daß heute das Rettungswesen nach wie vor gezwungen ist, 
von Zeit zu Zeit jährlich betteln zu gehen. Ich glaube, man müßte diese freiwillige Ar­
beitsleistung dieser Menschen auch honorieren, daß von Seiten der Stadt der Dank 
offiziell ausgesprochen wird vom Gemeinderat und darüber hinaus viel leicht doch ge­
prüft werden könnte, ob man nicht in Zukunft zumindest die 4 hauptamtlichen Fahrer 
und ich glaube eine Beamtin, in den Stand des Personals der Stadtgemeinde Steyr auf­
nehmen könnte. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh danke für den Bei trag. Wünscht sonst noch jemand dazu zu sprechen? 1 eh sehe, das 
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ist nicht der Fall. Ich bitte um das Schlußwort. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Dazu kann ich nur sagen, daß wir dem Roten Kreuz al I gemein, im besonderen den frei­
wi 11 i gen Mitarbeitern natürlich unseren Dank schuldig sind und diesen Dank, das kann 
ich Sie versichern, auch bei allen öffentlichen und möglichenGelegenheiten zum Aus­
druck bringen. Sie werden es nicht wissen, aber jedes Jahr findet eine Weihnachts­
feier für die Rotkreuz-Mitarbeiter statt. Bei der Gelegenheit wird namens der Stadt -
zufällig bin ich in der gleichen Funktion als Bürgermeister bei diesem Zusammentref­
fen - und namens der Bezirksstellenleitung stets der Dank der Öffentlichkeit hier nach­
drücklich ausgesprochen. 
Betreffs der Übernahme des Personals in den Magistratsdienst, das scheint nicht mög­
lich zu sein . Das Rote Kreuz hat keine öffentlich-rechtliche Bestätigung, sondern be­
ruht auf Vereinsbasis. Sofern es n icht bekannt se i n sollte, wird allerdings durch öf­
fentliche Mittel dort und da gefördert und es war eines der ersten Anliegen, als ich die­
se Funktion im Roten Kreuz übernommen habe, auch dafür zu sorgen, soweit es vom 
Gemeinderat her möglich ist! daß das Rote Kreuz die Hilfen erhält, die für die Durch­
führung notwendig sind .1 eh kann hier mit Freude und Genugtuung sagen, daß der Fuhr­
park für die Kranken - wenn ich das so bez eichnen darf - der Krankentransport im al 1-
gemeinen bestens gerüstet ist, daß wir jedes Fahrzeug, das gekauft wird, auf den 
neuesten technischen Stand prüfen und da(3 e s i mmer wieder gelingt, durch I nterven­
tionen über den Weg von verant wor t l ichen Pei' sarwn , bei Institutionen, nicht zuletzt 
auch bei Geldinstitutionen,Spenden in Fo, ,n vori !<i~ankenwagen zu bekommen. Bis jetzt 
muß ich erfreulicherweise feststellen, h •·i c';i:.:h dR s Rote Kreuz gut bewährt, dank der 
Mithilfe auch der Stadt Steyr, denn die C(·:~.an:t /.·,)s ten die die Stadt beisteuert, sind im­
merhin in etwa, alles in allem gerechnet, ; n d ie 650 . 000 Schilling. Herr Gemeinderat 
Treml ich kann Sie versichern, daß die not --Yre• z - Mitarbeiter das mit großer Aner­
kennung einschätzen und werten. 
Ich darf aber dennoch bitten, daß der A,nt r~ag i n de r vorgebrachten Form beschlossen 
wird. 

BÜRGERME I STER-STELLVERTETER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. 1 eh darf fragen, ob sich gegen den Antrag Stimmen ergeben? Stimmenthal tunger1 ? 
Das ist nicht der F al 1. Es I i egt somit auch hier ein einstimmiger Beschluß vor. 1 eh 
bitte um den nächsten Antrag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß die Stadt Steyr um erhebliches Geld einen 
Beitrag zu einer echten Revitalisierung durch den Umbau des Nebenhauses geleistet 
hat, wodurch es möglich wurde, das im seinerzeiti gen Festsaal des Rathauses unter­
gebrachte Archiv nunmehr feuersicher zu beherbergen. Gleichzeitig wurde dadurch 
wiederum die Möglichkeit frei, denStadtsaal für Zwecke der öffentlichen Nutzung frei­
zumachen. Allerd i ngs in dem jetzt befindlichen Zustand ist das unmöglich. Es sind daher 
mehrere Arbeiten erforderlich, zu denen auch das nötige Geld freigegeben werden soll. 
1 eh lege Ihnen hier den Antrag des Stadtsenates vor: 

6) BauS-5544/75 
Errichtung des Rathausfestsaales; Restmittelfreigabe. 

Der Gemeinderat wolle beschl i eßen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 4. 10. 1978 werden die restlichen Mittel 
für 1978 in Höhe von 

S 469. 500,--
(Schi 11 ing vi erhundertneunundsechzi gtausendfünfhundert) 

für die Errichtung des Rathausfestsaales bei V St 5/3630/0101 frei gegeben. 

1 eh bitte Sie, 1 hre Zustimmung nicht zu versagen. 
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BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Sie haben den Antrag gehört. Wünscht jemand dazu zu sprechen? Das ist nicht der Fal 1. 
Wenn Sie mit dem Antrag einverstanden sind, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand? 
Danke. Gegentei I i ge Me inungen oder Stimmenthaltungen? Auch hier ein einstimm i ger 
Beschluß. I eh danke Herrn Bürgermeister für die Berichterstattung und ersuche um 
Übernahme .des Vorsitzes. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für die Arbeit der Vorsitzführung. 1 eh- bitte nunmehr Kollegen Schwarz zu 
seinen Berichten. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen drei Anträge des Stadtsenates zur Beschluß­
fassung vorzulegen. Zwei stehen im Zusammenhang mit dem Umbau des alten Stadt­
theaters und ich bitte Sie schon jetzt um die Zustimmung .in allen Fällen. 
Der erste Antrag beschäftigt sich mit der Elektroinstallat i on und er lautet: 

7) Bau 5-4160/77 
Umbau des alten Stadttheaters -

a) Durchführung der Elektroinstallation. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 25. 9. 1978 wird der Auftrag zur Ausfüh­
rung der Elektroinstallationsarbeiten für den Umbau des alten Stadttheaters der Firma 
Elek'trobau zum Preise von S 1,100.427 , über tragen. 
Die Mittel sind aus VSt 5/3630/0100 zu nehmen. 

Ich bitte Sie, dem Antrag zuzustimmen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Haben Sie Einwände gegen den Antrag? 1 eh fr.:i g::.~ ~:i i c 1 ob Sie Enthaltung üben? Auch 
nicht der Fall, somit ist der Antrag ei nst immi g besch lossen. Danke. Bitte der nächste 
Punkt. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HE I NR l CH SCHWARZ: 
Ein ähnlicher Antrag, betreffend die Heizungs- und Sanitärinstallation, lautet: 

7) Bau5-4 160/77 
Umbau des alten Stadttheaters -

b) Durchführung der Heizungs- und 
Sanitärinstal I ation. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 3. 10. 1978 wird der Auftrag zur Durch­
führung der Heizungsinstall·ation der Firma Kriszan .zum Anbotpreis von S 505 . 020,­
und die Sanitärinstallation der Firma Schloßgangl zum Anbotpreis von S 396. 691 ,­
übertragen. 
Die Mittel sind aus VSt 5/3630/0100 zu nehmen. 

1 eh bitte Sie auch hier um Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für den Bericht. Hierzu eine Wortmeldung zu vermerken? Das ist nicht der 
Fall. Eine Gegenstimme? Eine Enthaltung? Beides nicht gegeben, somit einstimmig be­
schlossen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Der dritteAntrag hat den Ankauf einer Magnet-Kontenbuchungsmaschine zum Inhalt und 
lautet: 
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8) ÖAG-669/76 
Stadtwerke 
Ankauf einer Magnetkonten-Buchungsmaschine 
für die Stadtwerke. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Betriebsleitung der Stadtwerke vom 14. 9. 1978 
wird dem Ankauf einer Magnet-Kontenbuchungsmaschine bei der Fa. Philips-Data,Wien, 
zum Preis von S 215.000,- zugestimmt. 
Die erforderlichen Mittel sind von den Stadtwerken bereit zu stellen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag vernommen. Wünscht dazu jemand zu sprechen? 1 eh stelle fest, 
das ist nicht der Fall. Wir stimmen ab. Gibt es eine Gegenstimme? Eine Enthaltung? 
Auch nicht, der Antrag ist so beschlossen. 
Ich danke für den Bericht. Nächster ist Kollege Fritsch! 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELL VERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf Ihnen einen Antrag des Stadtsenates zur Beschlußfassung vorlegen. Er 
beschäftigt sich mit: 

9) Bau5-2378/70 
Umbau Ennskai 27; Bewi 11 i gung von i.iber·p!ar:rnU e, i gen Mitteln 
und Erhöhung der Vergabesumme füs Baumei s:: enJr·beiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund der Amtsberichte der MA 111 vorn "18 . 9 , und 22. 9. 1978 wird der Erhöhun0 
des Kreditansatzes für den Umbau Ennskai 27 von S 4,000.000,- um S 1 ,500.000,-
auf S 5,500.000,- zugestimmt. 
Zu diesem Zweck wird eine überplanrnäßige Aus gabe von 

S 1 ,500.000,--
(Schi 11 ing eine Mi 11 ion fünfhunderttausend) 

bei V St 5/0290/0100 bewi 11 i gt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme von Darlehen zu erfolgP.n. 
Gleichzeitig wird nachträglich der Auftragserweiterung bei den Baumeisterarbeiten von 
S 3,927.000,- (Firma Hamberger: Beschluß des Gemeinderates vom 8. 11. 1976) um 

S 1,000.000,-­
(Schilling eine Million) 

auf S 4,927.000,- zugestimmt. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag beitreten zu wollen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Auch zu diesemAntrag die Frage, ob Sie zu sprechen wünschen? Es ist das nicht der 
Fall. Wir stimmen ab. Gegenmeinungen? Enthaltungen? Keine, der Antrag ist daher 
so besch I ossen. 
Ich danke sehr. Kollege Fürst als Nächster. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Hochgeschätztes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren des Gerne inderates ! 
Zur Beschlußfassung bzw. einer zustimmenden Kenntnisnahme I iegt uns heute der 
Rechnungsabschluß für das Jahr 1977 vor. Er widerspiegelt unsere überwiegend ein­
hellig gefaßten Beschlüsse. 
Der Rechnungsabschluß gibt aber auch Aufschluß über die Effizienz der Verwaltung und 
gibt uns aus den finanziellen Entwicklungen heraus nicht zu übersehende Hinweise für 
die Zukunft. 

- 282 -



Ich will Sie, verehrte Damen und Herren, nicht mit Details belästigen, muß Sie aber 
doch mit einigen markanten Zahlen und Entwicklungen konfrontieren. 
Die Haushaltsgebarung in der Höhe von 464,221.809,41 ist ausgeglichen. Zur 
Deckung der Gebarung mußten 69, 1 Millionen an Darlehen aufgenommen werden. Die 
gebarungswirksamen Ausgaben betrugen nach Zuführung von 40,6 Millionen an den 
außerordentlichen Haushalt und der Vergütung zwischen den Verwaltungszweigen 
404,798.000,- rund und sind damit um 91,6 Millionen höher als 1976. Der laufende 
Aufwand in der Höhe von 240 , 792.000,- beträgt 59,5 % des gesamten Haushaltes und 
stel I t mit einer Minderung von 10, 5 % gegenüber 1976 eine erfreuliche Entwicklung dar. 
Der Personalaufwand mit 125,4 Millionen und einer Steigerung von 8 o/o gegeniiber 1976 
stellt die größte Position des Aufwandes dar. Sein Antei I an den gesamten Reinausga­
ben sank aber um 6, 1 o/o gegenüber 1976 auf 31 %. Die ziffernmäßige Steigerung um 
8 o/o weist nur die Korrektur bei Löhnen und Gehältern aus. Der Aufwand für Dienst­
fahrzeuge ist ebenfalls gesunken und zwar um 78.500 Schilling. Ich erwähne dies nur, 
wei I der Aufwand für Dienstfahrzeuge im al I gemeinen gerne in die Betrachtung der 
breiten Öffentlichkeit gerückt wird. 
Die einmaligen Ausgaben im laufenden Aufwand sind infolge von Einsparungen eben­
falls um 700.000,- gesunken. Es kann somit die anerkennende Feststellung gemacht 
werden, daß von Seiten der Verwaltung her sparsam gewirtschaftet wurde. Die Stei­
gerungen im Aufwand betreffen hauptsächlich die steigenden Leistungen für Kostener­
sätze z. 8. im Altersheim, bei der Kindergartenausspeisung u. ä. mehr. Ausnahmen 
sind die Erhöhung der Landesumlage -um 1, 2 Mi 11. und die Erhöhung des Finanzaufwar 
des, bedingt durch die erhöhte Zinsenl eistung durch größere Darlehensaufnahmen. 
Auf Investitionen entfielen 40, 5 o/o der· V<! i' r:-1ö9enswirksamen Ausgaben gegenüber 30 % 
im Jahre 1976. Das heißt, die Ausgab f."'.n fiir l nvestitionen sind gegen das Jahr 1976 um 
69,6 Millionen auf 164 Millionen Schil lir,9 s::f}:;dc gen. Hervorzuheben ist hier der Be­
trag von 37, 7 Mi 11 ionen rund für den [ !" ',Yüd", •,;,,n Liegenschaften, der in dieser Größen­
ordnung eine Ausnahme darstel I t. 
Die Entwicklung der Einnahmen ze igt f·: ;~c t~'. ;"+,,5hlu-;y um 13,9 Millionen, das ist aller­
dings erheblich weniger als 1976 , wo d ie Ste ;9erung noch 33,5 Millionen betrug. Die 
markanteste Steigerung war bei den Ab~;~1bcric ;· tr;:: gsantei len mit 8, 9 Mi 11 ionen und den 
Verbrauchsabgaben mit 5 ,4 Mi 11 ionen, als auch bei den Zuweisungen und Zuschüssen 
von Gebietskörperschaften von 10,2 auf 13 , 5 Miilionen, also um 3,3 Millionen zu ver­
zeichnen. Diese Zuschüsse kommen aber ni c ht automatisch, sondern sie stellen in die­
ser Größenordnung ein signifikantes Zeichen für die Bemühungen des Bürgermeisters 
und seiner engsten Mitarbeiter dar, die der Stadt auferlegte finanzielle Bürde nach 
Möglichkeit zu erleichtern. 
Die eigenen Steuererträge waren im gesamten gesehen gegenüber 1976 um 4,6 Millionen 
niedriger. Dieses Bild ist jedoch nur bedingt richtig, wenn man die Minderung bei den 
Einnahmen der Grundsteuer 8 von 5,4 Mi 11 ionen, entstanden durch den Wegfal I der im 
Jahre 1976 anfallenden Nachzahlungen, durch die rückwirkende Neufestsetzung der 
Einheitswerte, in Betracht zieht. 
Die Gewerbesteuer ist allerdings echt um 3, 9 Mi 11 ionen gesunken, der Rückgang be­
trägt 14, 1 %, die Lohnsummensteuer ist um 4,2 Millionen, die Getränkesteuer um 0,3 
Mi II ionen höher, um nur die wesentlichsten Steuern in ihrem Aufkommen zu betrachten. 
Wie schon anfangs meiner Ausführungen erwähnt, verblieben nach Deckung des Bedarfes 
im ordentlichen Haushalt 45,674.000 Schi II ing zur Deckung von Vorhaben im außer­
ordentlichen Haushalt und für Zuführung an die Rücklagen. Das sind 15, 1 o/o der Rein­
einnahmen. 1976 waren es noch 20, 1 %, 1975 19,4 o/o. 
Der wachsende Zuschußbedarf einzelner Sparten bzw. eine ungenügende tarifliche 
Deckung für verschiedene Leistungen kann nicht unerwähnt bleiben. So stieg der Abgang 
der Müllabfuhr seit 1975 um mehr als das Dappelte auf 558.000,- rund. 
3 Mi 11 ionen Abgang ergeben sich beim Personennahverkehr, sprich Autobus! ini en und 
3,6 Millionen beim Stadtbad und der Kunsteislaufbahn. 
Das Kulturwesen erfordert einen Zuschuß von 8,467.000, das Altersheim S 13,154.000, 
Gesundheit und Sport S 12,625.000, die Feuerwehr 2.081 Millionen und die Park- und 
Gartenanlagen, die nicht unbeträchtliche Summe von 4,354.000 Schilling. 
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Nun darf man aber diese rund 47, 7 Mi 11 ionen tariflicher Minderleistung und Zuschüsse 
nicht aus buchhalterischer Sicht alleine sehen, sondern als Ausdruck der für diese 
Finanzpolitik Verantwortlichen, dem Steyrer Bürger eine womöglich große Palette 
kommunaler Service-Leistungen zu einem für alle zumutbaren Preis zu bieten, wenn 
auch das Limit des finanziell Tragbaren nie aus den Augen verloren gehen darf. 
Der außerordentliche Haushai t gab der Steyrer Wirtschaft mit einer Auftragssumme 
von S 105,851.000,-, wenn man die Grundankäufe in der Höhe von rund 37 Millionen 
ausklammert, insbesondere dem Bau- und Baunebengewerbe kräftige Impulse. So ent­
fielen auf den Straßenbau rund 25, 1 Millionen, den Kanalbau 11 Mill. und den Hochbau 
5 7 , 6 Mi 11 • Schi 11 in g . 
Der GWG der Stadt Steyr konnten 3 Mi 11. Darlehen zur Fortführung der Wohnbautät i g­
kei t zur Verfügung gestellt werden. 
Die Rückstände der Gesamtgebarung mit einer Summe von S 980.000 in den verschie­
densten Sparten sind als gering zu betrachten, sie basieren größtentei I s auf Tei I zah­
lungsvereinbarungen oder wurden bereits eingeklagt. 
Die Städt. Unternehmungen schlossen, abgesehen von den bereits zitierten Zuschüssen 
bzw. Abgängen aus dem Verkehrsbetrieb und Bad bzw. Kunsteislaufbahn ausgeglichen 
ab. 
Das Vermögen der Stadt betrug am 31. 12. 1977 S 399,444.974. Es ist dies eine Ver­
mögensverminderung von 35,2 Mill., da die Aktiva nur um 35,5 Millionen gestiegen sind, 
die Passiva aber um das Doppelte, näml ich um 70, 7 Millionen. Durch Zunahme der Dar­
lehensschulden und der Passiva in den Stadtwed,en betr~ug der Schuldenstand am 31. 
12. 1977 160,5 Millionen Schilling . f,J;,:::!:r ichtlich ll~gen dem Gemeinderat die Abschlüs­
se der Krankenfürsorge des Magistra ~(~~; ::-i tey···, kr· Dr. Wilhelm-Groß--Stiftung und 
der GWG der Stadt Steyr vor. 
Eine für Krankenkassen typische Entvvic!dtJr,:J b t au s dem Abschluß der KFA des Ma­
gistrates zu ersehen. Die Einnahmen decken i1i 1.:ht rnenr die Ausgaben und es mußte 
daher die Summe von 156. 501, - dem F ondve r'ini.i::i~n entnommen werden, welches mit Jai ,~­
resende 1977 426.354,- betrug. Bei 1~nil<:1lten d ieser Tendenz werden Maßnahmen not­
wendig werden, die diesem Umstand Rec hnung trauen. 
Der Ertrag der Dr. Wilhelm-Groß-Stiftung in der Höhe von S 9.000,- wurde widmung,>­
gemäß an die Stipendiaten ausgezahlt. 
Abschließend glaube ich zum Rechnungsabschluß des Jahres 1977 sagen zu können, diü 
Verwaltung hat im Berichtszeitraum sparsam gearbeitet. Die Ziele des Voranschlages 
1977 wurden größtenteils erreicht. Es wurden darüber hinaus nicht vorherzusehende 
sich aus Notwendigkeiten ergebende Projekte realisiert. 
Im gesamten, von Ausnahmen abgesehen, wie z. B. die bereits zitierten abnorm großen. 
Grundkäufe wurde der Finanzrahmen gehalten. 
Der Abschluß 1977 zeigt, daß Projekte, die dem außerordentlichen Haushai t zuzuord­
nen sind, überwiegend mit Aufnahme von Darlehen und Zuschüssen von Gebietskörper­
schaften zu realisieren gewesen sind. 
Ich darf Ihnen nun den dementsprechendenAntrag zur Verlesung bringen. Er lautet: 

10) Buch-6500/77 
Rechnungsabschluß 1977. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Rechnungsabschluß der Stadt Steyr für das Jahr 1977 wird genehmigt. 
(BEI LAGE A) 

1 eh bitte Herrn Bürgermeister, die Debatte und die Beschlußfassung herbeizuführen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke dem Berichterstatter für seine ausführ! iche Darlegung unserer Arbeit aus 
der finanziellen Sicht. Ich habe bereits einige Vormerkungen. Als Erster hat sich 
Kollege Schwarz gemeldet, dann Gemeinderat Fuchs und Gemeinderat Dr. Stel lnberger. 

- 284 -



BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Unser Finanzreferent, Kollege Fürst, hat bereits eine sehr sachliche Überschau über 
den Rechnungsabschluß unserer Stadt gegeben. Es wäre verlockend, einzelne Posten 
herauszugreifen und sie genauer zu kommentieren. Man könnte auch Prozentrechnungen 
anstellen, wie das bisher manchmal von einer Fraktion geübt wurde. Das ginge aber si­
cher am Kern dieses Beschlusses vorbei, nämlich zu einer geordneten Finanzverwaltung 
ja zu sagen, wie wir es heute vor haben. 
Es ist selbstverständlich, daß der Haushalt ausgeglichen ist. Weniger erfreulich ist 
der Umstand, daß wir Darlehen aufnehmen mußten, aber dabei befinden wir uns, glau-
be ich, in guter Gesellschaft. Es wird kaum einer österreichischen Gemeinde möglich 
sein, die auf Jahrzehnte hinaus wirkenden Investitionen mit den Einnahmen eines Jahres 
zu finanzieren. Dabei hält sich unser Finanzaufwand 1977, also die Zinsen für Fremdmit­
tel, mit knapp 12 Millionen Schilling, gemessen an der Budgetsumme, in durchaus ver­
tretbaren Grenzen. Dieser hohe Darlehensaufwand ergibt sich natürlich auch daraus, daß 
die Steuereingänge sich nicht in jenem Maße gesteigert haben wie die Ausgaben. Gegen­
über 103 Millionen Schilling im Jahre 1976 waren es 1977 nur etwas über 98 Millionen 
Schi 11 ing. Dieser Abgang resultierte in einem Rückgang der Gewerbesteuer und in einem 
sehr I eicht erklärbaren Abfal I bei der Grundsteuer B, wo im Jahre 1976 aufgrund von 
Nachzahlungen ein Rekordergebnis erzielt wurde. Hätten wir nicht die Lohnsummen­
steuer, wäre hier der Rückgang der Steuereinnahmen noch wesentlich stärker zu ver­
zeichnen. 
Daran erkennen wir aber, wie wichtig die Erhaltung der Vollbeschäftigung in unserer 
Stadt ist. Unser städtisches Gemeinwesen kann nur blühen, wenn es gelingt, bestehende 
,A.rbeitsplätze zu sichern und neue ArbeitspUi t? e d ;, ;,; u zu gewinnen. Hier haben wir Gott 
sei Dank vor wenigen Tagen eine wichtige Si c:}·, ,, r ·,.:1 !9 fü i· die Zukunft mit der Errichtung 
eines neuen Motorenwerkes in Steyr vo1·gene;rw1:~:n. 
Oie schlechte wirtschaftliche Situation d~r Ge r, 1·::dnden !;Je9enüber den Ländern dürfte doct­
~;chon einer allgemeinen Einsicht Platz g0macht rwbcn. In der letzten Sitzung des Haupt­
Busschusses des österreichischen Städtebundes wurde mitgeteilt, daß Aussicht besteht, 
daß die 12 o/oige Landesumlage, die von den Ge,ne:nden ,m die Länder bezahlt werden muß, 
um 2 o/o ermäßigt wird. Ein kleiner Lichtbli ck, der für d ie Stadtgemeinde Steyr Einnah­
men von 3 bis 4 Millionen Schilling bedeuten könnte. 
Verluste und Zuschüsse sind immer unangenehm. Wenn sie aber der ganzen Bevölkerung 
zugute kommen, sind sie sicher vertretbar. Damit will ich zum Ausdruck bringen, daß 
meine Fraktion die Ausgaben im Budget für gerechtfertigt hält. 
Ich kann nur hoffen, daß wir auch in Zukunft in die Lage versetzt werden, einen letztlich 
so positi'{en Rechnungsabschluß beschließen zu können, wie den der Stadt Steyr im Jah­
re 1977. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke Kollegen Schwarz für seinen Beitrag. Als Nächster spricht Gemeinderat Fuchs. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Wir Freiheit I ichen stimmen dem rechneri sehen Werk des Rechnungsabschlusses zu. 
Erlauben Sie mir aber dennoch, daß ich auf einige uns wesentlich erscheinende Punkte 
eingehe. Bei diesem Rechnungsabschluß fällt vor al lern auf, daß- das wurde auch heute 
schon anqeschnitten durcn den geschätzten Herrn Vorredner - zur Deckung der Gebarung 
im Jahre 1977 die bisher höchste Darlehenssumme aufgenommen werden mußte, die je­
mals zur Deckung der Ausgabenseite aufgewendet wurde. Es sind genau 48 o/o der Auf­
wendungen, für die eine Darlehensaufnahme notwendig war, um mit dieser Hilfe den 
außerordentlichen Haushalt zu decken. Dadurch ist natürlich der Schuld1::nstand der 
Stadt Steyr gegenUber dem 31. 12. 1976 erheblich gestiegen. Es wurde schon betont 
von 119- wie es hier im Rechnungsabschluß heißt - auf 189 Mi 11. Daraus ableitend könnte 
man auch die Pro-Kopf-Verschuldung etwas näher betrachten, das erlaube ich mir zu t 
Oi e . Pro-Koof-Verschuldung der Stadt ist dadurch binnen eines Jahres von 2660 Schi II i~~-
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im Jahre 1976, auf 4 . 540 Schi 11 ing gestiegen. Das ist eine Steigerung der Verschuldung 
um 70 o/o. Dieses Mehr an Schulden im Jahre 1977 wurde jedoch vornehmlich durch in­
vesttionsfördernde Maßnahmen erreicht. Letzteres, das möchte ich positiv vermerken, 
diese erhöhten Investitionen sind sicherlich das Positive am gesamten Rechnungsab­
schluß 1977. Wie schon vorhin betont wurde, wurden hauptsächlich im Jahre 1977 diese 
getätigten Rekord-Mehrausgaben für den Schulbau für außerordentliche Aufwendungen, 
für Grundkäufe ,die sich sicherlich in diesem Rahmen in den nächsten Jahren wahrschein-
1 ich nicht wiederholen werden, und auch für den Straßenbau aufgewendet. Daß die in­
vestitionsfördernden Maßnahmen, insgesamt gesehen, erstmals seit 1970 - ich habe mir 
die Rechnungsabschlüsse bis 1970 etwas genauer angesehen und durchstudiert - die 
Höhe von knapp 40 o/o aller gebarungswi rksamen Ausgaben erreicht haben, ist als eine 
erfreuliche Tatsache festzuhalten. Zwischen 1970 und 1976 waren diese invest itions­
fördernden Maßnahmen nur bei 30 o/o bzw. bis zu 37 ,4 o/o im Jahre 1972 als bisher zweit­
bestes Investitionsjahr zu verzeichnen. Im Vorjahr haben diegeringen lnvestitionen,laut 
Rechnungsabschluß 30 o/o, bekanntlich unsere Vorjahrskritik hervorgerufen. 
Doch nun zu der anderen Seite. Ich erlaube mir auch zu einer Entwicklung eine kurze 
Stellungnahme abzugeben. Diese Einnahmenentwicklung im ordentlichen Haushalt ist, 
wad die urbanen Steuern betrifft, nicht als besonders günstig zu bezeichnen. Da helfen 
auch die überhöhten Eingänge aus 1976 der Grundsteuer B nicht hinweg. Die Einnahmen 
aus eigenen Steuern sind um genau 4,5 o/o oder in Summe um 4,6 Millionen Schilling zu­
rück gegangen. Die Gebühren hingegen sind, bez ei chnenderweise möchte ich hinzufügen, 
um 5 ,3 Mi 11 ionen mehr als im Vorjahr hereingek ommen. Das bedeutet eine Steigerung von 
32 % und zeigt einen empfindlichen Gebührendr·uc k an, dem die Steyrer ausgesetzt sind. 
Auch die nach Steyr fließenden Bundesert ra gsantt:!lle sind um 8,5 o/o gestiegen und haben 
somit mit der Ausgabensumme, nicht aber mit c,::-~n ges amten Einnahmenerscheinungen, 
Schritt gehalten. Alle übrigen Einnahmepo st en !,- ind nu !"' gering verändert. 1 mmerhin 
steht eines fest, die Einnahmense ite ha t sich 1n den l etz ten Jahren, meine Damen und 
Herren des Gemeinderates, ziemlich unte r·sc h iedl i ch en twickelt. Betrug die Einnahmer ; 0

-

steigerung von 1971 bis 1976 jährlich zwischen 11 bis 14 o/o, so ist diese Einnahmenzu-~ 
wachsrate im Jahre 1977 zurück geblieben, si e b eträgt nur 4,5 o/o. Das ist doch, wie i1:h 
meine, ein Arlarmzeichen. Denn ein Einnahmenzu vvachs von nur 4, 5 o/o jährlich gegen­
über den Vorjahren von 11 bis 14 %, würde ein For't setzen der in Steyr so notwendige1: 
1 nvestitionen nicht fördern, sondern hemmen und auch verschiedene andere Fragen, 
darunter Gehaltsfragen, hätten darunter sicherlich zu leiden. Das wünscht sich ja nie­
mand. Denn alljährlich, wie im Vorjahr, also 1977, zur Ausfinanzierung der gesamten 
Gebarung fast 70 Millionen Schilling aufzunehmen, würde bedeuten, daß die Pro-Kopf­
Verschuldung jedes Jahr um rund 1.700 Schilling ansteigen würde. Das heißt mit ande­
ren Worten, wir würden bis 1981, wenn es nur bei diesen geringenZuwachs-Einnahmen­
raten bliebe, was wir nicht hoffen wollen, eine Pro-Kopf-Verschuldung von mehr als 
S 10. 000 bekommen. Das natürlich unter der Voraussetzung, daß die Einnahmensi­
tuation so wie 1977 bleibt, was sich jedoch niemand wünschen würde. 
1 eh glaube, daß die Ursachen - die wurden schon angedeutet - im Rückgang der urbanen 
Steuern, der eigenen Steuern, zu suchen sind. Hier ist es sehr bedauerlich, daß vor 
al lern ein Rückgang der Gewerbesteuer um fast S 4 Mi 11 ionen zu verzeichnen ist, was -
wie auch heute schon betont wurde - einen Rückgang von 14 o/o bedeutet. Das ist ein sehr 
bedauerliches Negativ-Si gnal für unsere Stadt. 
Ganz kurz noch zu den Personalkosten. Sie haben sich unwesentlich verändert. Der 
Zuwachs an Ausgaben beträgt etwa 8 %, der durchschnittliche Sprung nach vorne,also 
um 9 Millionen Schilling erhöht. Der prozentuelle Anteil ist jedoch auch einer näheren 

Betrachtung zu unterziehen, er beträgt nämlich gegenüber dem ordent I ichen Haushai t 
bereits 39, 1 o/o und ist damit der höchste Anteil seit 1972. Das ist nachzulesen bei den 
übrigen Rechnungsabschlüssen. Im Vorjahr z . 8. hat der Personalkostenanteil i m or-. 
dentlichen Haushalt 37,8 o/o betragen. Gesamtmäßig ist zu sagen, daß dieser Rechnungs­
abschluß auf der einen Seite erfreulich ist, weil - wie schon betont - die investitions­
fördernden Maßnahmen erstmals seit einem Jahrzehnt die 40 %-Grenze der gesamten 
gebarungswirksamen Ausgaben überschritten haben. Doch andererseits sind eben diese 
Steuereingänge zurück gegangen. Die Einnahmenzuwachsrate, das muß nochmals betont 
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werden, ist die kleinste, auch seit einem Jahrzehnt. Das sollte uns bedenklich stimmen 
und unter anderem viel I eicht doch zu mehr Gewerbeförderung bewegen. Schi ießl ich sind 
die Gesamtbudgets seit 1973 zwischen 10 - 20 o/o jeweils jährlich ausgeweitet worden. 
Dem entsprechend wünschen wir uns alle, daß sich auch die Einnahmensituation um die 
gleichen Sprünge ausweitet. Damit eben künftige Budgets nicht mit derart hohen Darle­
hensaufnahmen wie 1977 ausfinanziert werden müssen. 
Abschließend betone ich nochmals, daß wir vorbehaltlich jener Tariferhöhungsanträge 
bzw. auch jener Darlehensschätzungen, die wir 1977 im Verlauf des Budgetjahres nicht 
mitgemacht haben, dem sonstigen gesamten Rechnungsabschluß 1977 die Zustimmung er­
teilen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke für diesen Beitrag. Nächster ist Kollege Dr. Stellnberger. 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLNBERGER: 
Wertes Plenum, sehr geehrtes Präsidium! 
Ich darf auch heuer wiederum im Namen meiner Fraktion eine kurze Stellungnahme zum 
Rechnungsabschluß abgeben, obwohl mir meine Vorredner bereits einen Großteil meiner 
Worte weggenommen haben. Ich darf festhalten, daß wir natürlich dem vorliegenden Rech­
nungswerk unsere Zustimmung geben mit der übl i chen Einschränkung, daß dadurch nicht 
die Beschlüsse, die ohne unsere Stimmen gefaßt wurden in der abgelaufenen Periode uns 
weiter konvenieren. Wenn man das dicke Werk des Rechnungsabschlusses durchsieht -
offenbar haben das mehrere gemacht - so i s t da,; z war eine gewisse Mühe, aber man be­
k ommt wirklich ein drastisches Bild über d i e 'N irt schc1 ft li c he Situation, die Aktivitäten 
und die Wirtschaftlichkeit des abgelaufone1·, , !,:-.hr'r.:s . T ,·otzdem kann man keine Sensationen 
herauslesen, das beruht schon darauf , cla (~ cl i-~ b,.;.:; ; 1h :.::i ! t~or i sehen Vorgänge auf Beschlüs­
sen beruhen, die kaum ein Jahr zurück li e~t:11 imd d: e cd i~?n gut bekannt sind. Ebenso er­
folgt ja ständig durch den Nachtragsvoran :. ,:! dag 0 in e __;r,w isse Anpassung der Voran­
schlagszahlen an die endgültigen Zahlen , , Jl ~1 dal1e r· k ::,un vom Abschluß abweichen, zu­
mindestens nicht allzu viel abweichen soll en. 
Wie auch schon angekündigt, finde ich den \..,,·0 s<.:!r ·,t l ich Gn Untersch ied des Rechnungsab­
schlusses 1977 zu seinem Vorgänger darin, da ß der· auße ro rder. tl iche Haushai t um 100 o/o 
ausgeweitet wurde. Nachdem sicher die Einnahmen mit d em Tempo der Ausgaben nicht 
Schritt halten konnten und obendrein der erwi r· t schaftete Uberschuß aus dem ordentli­
chen Haushalt im Jahre 1977 mit 12 Millionen Schilling unter den 52 Millionen Schilling 
des Jahres 1976 gelegen sind,mußten natürlich entsprechend hohe Kreditaufnahmen getätigt 
werden. Es steht allerdings außer Zweifel - das wurde schon betont - daß diese hohen 
Darlehensaufnahmen durch die vorgenommenen Investitionen gerechtfertigt sind, zumal 
wenn man bedenkt, daß ja die Stadt Steyr doch auf einigen Sektoren einen entsprechend 
großen Nachholbedarf hat. Ich denke an Straßen, Brücken und dergleichen mehr. Auch 
das Jahr 1000 hat schon gewisse Schatten voraus geworfen auf das Jahr 1977. 
Es ist richtig, daß der ordentliche Haushalt mit einer Ausweitung von 4,5 o/o mäßig an­
gestiegen ist, wenngleich der laufende Aufwand um 10 o/o angewachsen ist, sogar insge­
samt um 2 o/o über dem Personalaufwand gelegen ist. Es ist richtig, daß der Personalauf­
wand mit 8 o/o, absolut gesehen zum Vorjahr, günstiger gelegen ist wie früher, wo er 
immerhin mit 12 und 13 o/o angestiegen ist. Ich finde allerdings die Darstellung, wie 
sie im Rechnungsabschluß gemacht wurde, und zwar zur Beurteilung der Entwicklung der 
Personalausgaben nicht richtig wenn man die Entwicklung mißt an den Gesamtausgaben, wei 1 
in den Gesamtausgaben ja auch die kurzfristigen außerordentl i chen Aufgaben und Lei­
stungen enthalten sind und daher bei einem Budgetjahr, in dem der außerordentliche 
Haushalt sehr hoch ist, werden die Personalkosten sehr niedrig sein und umgekehrt sehr 
hoch. Daraus ist auch zu erklären, daß im Jahre 1977 ein Abfall von 37 auf 31 o/o der 
Personalkosten zum Gesamthaushalt festzustellen ist. Ich finde es richtiger, wenn man 
das Gewi cht des Personalaufwandes - wie es schon mein Vorredner gemacht hat - an den 
Gesamteingängen beurteilt. Hier ist es richtig, daß zwar in den letzten Jahren mit 38 % 
ungefähr eine Konstante gegeben war bzw. im Jahre 1977 sogar ein leichtes Ansteigen zu 
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verzeichnen war. Auch wenn man die Personalkomponente mißt am übrigen Aufwand, 
an dem laufenden Aufwand, so kann man feststellen, daß diese Komponente mit etwa 
52, 53 % ungefähr konstant geblieben ist. Daß die Einnahmen im Jahre 1977 nur um 4,5 
% gestiegen sind, befriedigt auch uns nicht, insbesondere deswegen - wie schon des 
öfteren angeführt wurde - weil die eigenen Steuern nicht gestiegen sondern gesunken 
sind. Selbst wenn man neben der Grundsteuer B auch die Lohnsteuersteigerung betrach­
tet, so beruht diese doch in erster Linie darauf, daß durch das stets steigende Gehalts­
und Lohngefüge und durch die Preisindexveränderungen ein gewisses Ansteigen zu ver­
zeichnen ist. Daß die Gewerbesteuer nach einem kurzen Aufflammen im Jahre 1976 
wieder ein niedriges Niveau erlangt hat, ist sicher unerfreulich, insbesondere auch 

dann, wenn man betrachtet, daß die gleiche Gewerbesteuer bereits vor 10 Jahren, im 
Jahre 1967, die gleiche Höhe hatte. Inzwischen ist aber der Haushalt insgesamt bei-
nahe um das Dreifache gestiegen. Die leichte Steigerung der Gesamteinnahmen beruht 
in erster Linie auf fremde Zuschüsse, Ertragsabgaben und den Abgabenertragsanteilen, 
das wurde aber bereits gesagt. Daß man Ausgaben jedoch auch mitunter einsparen könn­
te, beweist das Kapitel Kulturwesen, weil man sieht, daß sich dort der Betrieb der Mu­
sikschule mit 1, 6 Mi 11 ionen Schi 11 ing zu Buche schlägt und nach unseren Wünschen und 
Forderungen hier eine größere Einsparung möglich wäre, wenn man die Musikschule an 
das Land abgetreten hätte. Auch ich will mich nicht mit den einzelnen Posten befassen 
und feststellen, um wieviel Prozent die e ine oder andere unter- oder überschritten wor­
den ist, wenngleich man insgesamt doch s agen könnte, daß bei einem T ei I dieser Abwei­
chungen es manchmal unverständlich i st, daß die /-1.bweichungen so groß sind. Bei einem 
anderen T ei I es aber eine Selbstversüind l ichhcit i s t, wei I zum Beispiel wetterbedingte 
Bauausführungen und dergleichen nicht irn vor·hi nein gep lant werden können. 
Abschließend möchte ich noch bemerken, <:la ß auL:h hinsichtlich der formaltechnischen 
Darstellung der Bilanz der Stadtwerke , un•J .?~'V,l ,' betreffend die freie Rücklage nach w i(• 
vor in Fachkreisen eine gewisse Auffas surigsuntei'Sc heidung besteht. Trotz dieses Schö,··, ­
heitsfehl ers werden wir natürlich auch di eserr:"f°;:1qesordnungspunkt, der etwas später 
vorkommt, unsere Zustimmung geben. Das dad ich jetzt gleich deponieren. 1 nzwischen 
werden auch einige meiner Kollegen etwas dazu sagen . 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke auch für diesen Beitrag. Nächster ist Kollege Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich glaube, Kollege Fürst hat sehr eingehend das Ziffern- und Zahlenwerk von seiner 
Warte aus als Finanzreferent erläutert. Kollege Bürgermeister Heinrich Schwarz hat 
ebenfalls besonders unterstrichen, daß der Rechnungsabschluß 1977 für seine Partei -
das hat er zumindest zum Ausdruck gebracht - sehr positiv sei. 
Meine Damen und Herren, ich habe schon bei der Budgeterstei lung für 1977 klar und 
deutlich unterstrichen, in welcher ernsten Situation auch die Stadt Steyr gewesen ist 
und wir von Glück sprechen können, daß es zu Kooperationsverträgen zwischen Polen 
einerseits, Nigerien und Steyr-Daimler-Puch gekommen ist in einer Zeit der Weltwirt­
schaftskrise, besonders auf dem Fahrzeugsektor. Ich glaube, diese Frage müssen wir 
immer wieder im Zusammenhang sehen. Kollege Schwarz hat das richtig herausgestri­
chen. Wir von der Stadtgemeinde sind ebenfal I s verpflichtet, al I es zu tun, um weitge­
hend möchte ich sagen, Vollbeschäftigung im Raume Steyr zu sichern. Dazu haben wir 
ein aemeinsames Konzept beschlossen. Aber trotz al I edem glaube ich, daß unsere Ge­
mei;de und vor allem die Gemeindefinanzen immer sehr eng mit der wirtschaftlichen 
Lage des großen Steyr-Daimler-Puch-Konzerns verbunden war und auch weiter ist• 
So erfreulich es ist, daß Kollege Schwarz in seiner Ausführung erwähnte den Motoren­
vertrag, den wir dadurch ratifiziert haben am 12. Oktober - genau vor 12 Tagen - daß 
wir bereit waren, bis zu einer Höhe von 60 Millionen Schilling Subvention zu geben 
und die Bemühungen unseres Bürgermeisters sollen auch hier nicht geschmälert wer­
den mit dem, was ich jetzt sage. Es wäre auch heute eine Verpflichtung gewesen, ~aß 
wir 12 Tage nach diesen historischen Reden aller Parteiführer hier klar und deutlich 
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ausgesprochen hätten, warum ein wichtiger Funktionär der Stadtgemeinde, nämlich der 
Fraktionssprecher der Sozialistischen Partei, heute nicht anwesend ist und entschul­
digt ist. Wei I nämlich wiederum zur gleichen Ze i t, wo wir tagen, im Steyr-Werk getagt 
wird im Gesamtbetriebsrat der Arbeiter, daß von Seiten der Firmenleitung ein Kün­
digungsbegehren vorliegt von über 500 Arbeitern und über 100 Angestellten. Daß 
Kollege Manetsgruber heute unter uns sein kann, hängt damit zusammen, wei I diese 
ernste Situation von den Angestellten erst morgen besprochen wird. 1 eh glaube, aus 
der Tagespresse ist bekannt, daß von meiner Seite aus der Bürgermeister im Zusam­
menhang dieser schwierigen Situation auch aufgefordert wird von der Stadtgemeinde 
aus, hier mit demVorstand, mit der Konzernleitung Rücksprache zu nehmen, damit es 
tatsächlich zu keiner größeren Kündigung kommt. Aber wie es nun aussieht, scheint es 
doch trotz alldem, daß die finanzielle Situation - ich möchte Ihnen das ersparen, aber 
doch im Zusammenhang mit unserem Rechnungsabschluß sagen - daß gerade im Jahre 
1977 der Umsatz gigantisch gestiegen ist. 10 Milliarden Sch i ll i ng wurden erreicht , wo­
bei - das möchte ich hier auch nicht verheimlichen - gerade in den letzten Jahren 1976/77 
fast 1. 000 Beschäftigte weniger in diesem Konzern arbeiten. Das heißt, daß wir in die­
ser Zeit, in den Jahren 1975/76 und 1977, rund 1. 000 Arbeitsplätze verloren haben. Das 
heißt auch weiter, daß in Eingedenk dieser Situation es eine große Bedeutung war, daß 
wir das Motorenwerk für den Raum Steyr erwirkt haben. Aber dessen ungeachtet kann es 
nicht so sein, daß man Dinge verschweigt, die offenbcr auch der Sozialistischen Partei, 
der Mehrheit, schon vor demWahltag -dem 8. Oktober - bekannt waren. Daß der Vertrag 
abgeschlossen wurde, das wußten wir. Mit Rücksicht auf den 8. Oktober, auf den Wahl­
tag, in den wichtigen Bur.desländern Stei er·mark und Wien, hat man hier Rücksichtgenom­
men. Aber nun glaube ich ist die ähnl i che S itn'3tion eingetre t en. Es kann uns als Steyrer 
Mandatare nicht gleichgültig sein, wi e cl i c :;e sog•.;!nann te Vollbeschäftigung in unserer 
Region, besonders in unserer Stadt, auss i0l·1t ur;d w i e s ie sich auswirkt. 
Ich habe soeben auch die Informat ion erha l i. ::'r , 1 J:-~ r~ n icht di e wirtschaftliche Situation 
oder weniger Aufträge vorliegen - i c h h :Jbt: r:!::r. , ··.H·· wrm; gen Tagen auch in einem Flug­
blatt veröffentlicht - es sind Aufträge v r) :1 cb r ·1 i..i r !<ei ~Jek ommen , von der Volksrepublik 
Vietnam eingetroffen. Damit ist eine besti mmt e Vormachtstellung und eine bestimmte Aus­
lastung in der Traktorproduktion gegeben . D as wurde auch heute um 13.00 Uhr in den 
oberösterreichischen Landesnach r ichten bekmin i. gegeben. Der Umsatz gegenüber dem 
Vorjahr ist bis zum heutigen Tag um weiter·e 4 ,.5 % ange st iegen. Aber offenbar geht die 
Kostenrechnung der Konzernmanager und A kt i onä re nich t auf. Dies scheint zu wenig auf 
Grund der bekannten Umsatzsteigerungen bis zu 26 %, wie sie im letzten Jahr vor sich 
gegangen sind und der Umsatz auf 11 Milliarden gestiegen i st. Wir sehen darin ganz ein­
deutig und klar, daß es sich hier um Rationalisierungsmaßnahmen handelt und ich glau­
be , daß es keinen Arbeitervertreter geben kann und auch keinen Angestelltenvertreter, 
der diesen Rationalisierungsmaßnahmen zustimmt und über 500 oder 600 Familien, Arbei­
ter und Angestellte, auf die Straße schmeißt, die jahrelang oder oft jahrzehntelang mit­
gearbeitet haben, daß dieses Werk einen d~rartigen Aufstieg zu verzeichnen hat. 

Gemeinderat Enöckl verläßt um 16. 00 Uhr die Sitzung 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, e1n1ges zum Rechnungsabschluß . Es wur­
de schon von meinen Vorrednern erwähnt, daß der Rechnungsabschluß mit 464 Mi 11 ionen 
ausgeglichen ist und zur Finanzierung wichtiger kommunaler Projekte mußten 69, 1 Mill. 
Schi II ing auf dem teuren Kredi tmarkt geliehen werden. Dadurch - das wurde auch schon 
festgestellt - stieg die Pro-Kopf-Verschuldung unserer Stadt weiter an und beträgt be­
reits mit Ende des vergangenen Jahres rund 4. 600 Schi 11 ing. 1 eh habe dabei wohl kein 
gutes Gefühl, wie es auch schon zumAusdruck gekommen ist, daß wir uns in einer guten 
Gesellschaft mit anderen Städten befinden. Auch der Zinsendienst betrug schon über 5 
Millionen Schilling. 
1 eh gehe auch in der Annahme nicht fehl, wenn ich behaupte , daß wir in dieser I auf enden 
Funktionsperiode, also in diesen 5 Jahren, mehr wie 60 Millionen Schilling an Zinsen an 
die Banken bezahlen mußten. Zu d ieser Verschuldung hat auch beigetragen_ wie aus dem 
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Rechnungsabschluß ersieht! ich ist - daß der Personalaufwand gegenüber 1976 um 
weitere 9,3 Millionen Schilling auf 125,380.000 Schilling angestiegen ist. Daß die 
Zuschüsse an die Gebietskörperschaften um rund 4, 1 MillionenSchilling gestiegen sind, 
dazu hat die Erhöhung vor allem auch der Landesumlage beigetragen und auch anderer. 
Allein die Ausgaben für Investitionen und deren Förderung stiegen gegenüber dem Jahre 
1976 um rund 70 Mi 11 ionen Schi 11 ing. 
Seim Hoch- und Tiefbau, also Kanal usw. ist eine Erhöhung der Leistung um 41, 8 Mi 11. 
Schilling eingetreten, wobei für den Bau der Handelsakademie allein 34,2 Millionen 
Schi II ing entfallen. 
Meine Damen und Herren, der Wohnbau wurde - wie auch der Finanzreferent Fürst 
erwähnte - nur mit 3 Millionen Schilling gefördert und ist daher meiner Meinung nach 
keine GJanzleistung und ist auch keine wesentliche belastende Post in diesem Rech­
nungsabschluß. 
Positiv möchte ich die Leistungen in Form des Zuschusses für das Zentralaltersheim, 
für das Gesundheits- und Sportwesen und für das Kulturwesen von insgesamt rund 34 
Mi 11 ionen Schi 11 ing unterstreichen. Diese herausgenommenen Ziffern und Zahlen zeigen 
aber auch zugleich die Tatsache, und wie ich bereits ebenfalls bei der Budgeterstellung 
feststellte, daß unsere Stadt zur Bewältigung immer größer werdender Aufgaben einen 
viel zu geringen Teil vom Ertrag der großen Steuern erhält. Dem ständigen Anwachsen 
der Aufgaben der Gemeinden steht auch die T at sache gegenüber, daß der Zuwachs der 
gemeindeeigenen Steuern, aber auc h der E rt ragsanteil- also relativ gesehen - aus dem 
Finanzausgleichsgesetz für die Geme inden zunehmend geringer wurde, während zugleich 
die Einnahmen des Bundes be t rächtl i c h c1 r·,9•.:- c. ti 0 ~1 ~n s ind . Trotz vieler noch ungelöster 
Probleme auf dem Gebiet der I nfrastrukt w · :.1 i 1d LH~~.;onders des Wohnbaues in unserer 
Stadt sind wir nicht mehr in der La 9e, di ._~ l nvef:t it i on en aus Eigenmitteln zu finanzieren. 
Wie Sie alle wissen, meine Damen un l H e :-er. d:::··; Cc-::m-: inderates, wurden die Verhand-· 
lungen um den neuen Finanzausglei ch zv-:i sc h r.:1 ·1 [•:und , Ländern und Gemeinden letzten 
Freitag, also am 20. Oktober, im Fi nan znii ; ,i ~_:t8 ; ·i1 m1 beendet. Aus den mir bekannten 
Erklärungen von Finanzminister And1~osc h fl',:;ht her-vor, daß auch der neue Finanzaus­
gleich keine spürbaren Verbesserun gen für die Gemeinden und auch damit für unsere St ,idt 
p ringen wird . 1 m Einzelnen soll jetzt die v on den Ländern einbehaltene Landesumlage 
von derzeit 12, 5 % auf 10, 5 %, also um ganze 2 % herabgesetzt werden. 1 m Namen mei ­
ner Partei habe ich Jahr für Jahr immer wieder die vollständige Abschaffung dieser un­
gerechtfertigten Einbehaltung von Steueranteilen gefordert, die eigentlich den Gemeinden 
zustehen. 
Das Ergebnis der Finanzausgleichsverhandlungen zeigt mir jedenfal I s heute schon, daß 
die Verschuldung auch unserer Stadt weiterhin anwachsen wird . 
Nun zum Schluß. 1 eh werde dem Ziffern- und Zahlenwerk des Rechnungsabschlusses 1977 
die Zustimmung geben, und erkläre deutlich, daß dies auf keinen Fall eine nachträgliche 
Zustimmung ist für alle jene Posten und Beträge, die meine Partei im abgelaufenen Jahr 
1977 kritisiert und auch abgelehnt hat. Ich erinnere Sie zum Beispiel, daß wir vor allem 
gegen die hohen Funktionsbezüge der Gemeindepolitiker in der Höhe von 6 Mi 11 ionen Schi 1-
1 ing auftreten, die keiner meiner Vorredner bis jetzt auch nur klein erwähnte sowie auch 
die unsozialen Tariferhöhungen oder auch - worauf ich hinweisen möchte - daß wir dage­
gen waren gegen dieses Grundstücksgeschäft mit der Diözese und auch gegen die Mietz ins­
erhöhungen, die bei den GWG-Bauten durchgeführt wurden und auch sehr empfind! ich bei 
den alten gemeindeeigenen Bauten auf der Ennsleite. Dort hat man bekanntlich diese Miet­
zinse bis zu 200 % erhöht. 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. 1 eh habe keine weitere Wortmeldung mehr vorliegen. Mir scheint das wichtig genug 
zu sein, doch kurz Kollegen Schwarz den Vorsitz zu übergeben, um einige Bemerkungen 
zu den bisherigen Ausführungen zu machen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh übernehme den Vorsitz und ertei I e Herrn Bürgermeister das Wort• 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren, für niemanden ist es erfreulich, wenn wir die Feststellung 
treffen müssen, daß die Gewerbesteuer sich von Jahr zu J°ahr verringert. Man kann 
hier natürlich verschiedene Ursachen zugrunde legen. Aber nicht allein eine Ursache 
ist es zweifelsohne,daß die Geschäfte schlecht gehen, daß die Erträge der Unterneh­
mungen immer schlechter werden und die Unternehmungen in immer schwierigere Si­
tuationen kommen. Mit eine Ursache, daß die Schere sich nunmehr geöffnet hat zwischen 
Gewerbesteuer und Lohnsummensteuer ist, daß in der Gewerbesteuer natürlich auch 
Abschreibpositionen enthalten sind, die insbesondere Investitionen betreffen. Auf der 
einen Seite müßte man wiederum froh sein, wenn nämlich auf diese Weise die Gewerbe­
steuer geringer wird, bedeutet das, daß die Unternehmungen investieren, daß sie Ein­
nahmen dazu verwenden, ihre Bet r iebe zu modernisieren und somit auch konkurrenz­
fähig zu sein. Daß wir gegenwärtig in unserer ganzen Budgetierung, in unserer ganzen 
Rechnungs! egung natürlich eine Ausweitung finden, das ist sehr deutlich erkennbar und 
das I iegt - um wieder auf die Gewerbesteuer zurückzukommen-.auch unter anderem wieder 
in den Steyr-Werken begründet. Seit nämlich die Gesellschaft ihren Sitz in Wien hat, 
kommt der sogenannte Zerlegungsschlüssel zur Anwendung und hohe Investitionen, die 
nicht in Steyr durchgeführt wurden, sondern in Graz, in Wien, Hallenbauten in Kosten­
größen von hunderten Millionen Schillingen wurden bei diesem Zerlegungsschlüssel zu 
unserem Nachteil natürlich zu Suche geschlagen. 
Aus dem Grund ist es eben erfreulich, daß wir nunmehr mit dem Vertrag über das 
Motorenwerk nicht nur einen neuen Betrieb nach Steyr bekommen, von dem wir bei der 
b ekannten Zahl von Beschäftigten erwarten können eine angemessene Lohnsummensteuer, 
v on dem wir zunächst wahrscheinlich nicht ~~rwarten können werden eine angemessene 
3ewerbesteuer, auf Grund der I nvestlti onen Lind der rnögl ichen Abschreibungen, von 
dem wir aber erwarten können, daß er du r c h ck.:;n S itz der Gesellschaft in Steyr aus­
:;chließlich uns diese dann der Öffentl i :~hkci ,: ;:: •_,._. ,, :-rn-wenden Mittel zuwenden wird müs­
::;en. 
Ich glaube, das muß man auch dabei i n Be~r.:i.c l-·:t ziehen , um die Zusammenhänge kritisch 
betrachten zu können. Die Investitionen wurden sc hon erwähnt, es wurde gesagt, daß 
s i e arbeitsmarktintensiv sind. 1 eh verweise nu r da r auf, daß wir mi t unseren beschleu­
nigten Bauten, die wiederum ausgelöst we r den vom Zeitpunkt der 1.000-Jahr-Feier über­
wiegend, doch im Bau- und Baunebengewerbe e r hebliche Beschäftigungsmöglichkeiten 
bieten können und auch weiter bieten werden. Das ist auch ein Teil der öffentlichen Tä­
tigkeit, dafür zu sorgen, dort, wo es manchmal Lücken in der privaten Investitionstätig­
keit gibt, von der öffentlichen Hand diese zu schließen, um damit eine kontinuierliche 
Beschäftigung zu ermöglichen. 
Ich kann Kollegen Treml dahingehend beruhigen, daß wir zwar gezwungen sind, Dar-
1 ehen und Kredite am Markt aufzunehmen, wir aber sehr genau sondieren, wo die besten 
Konditionen erreichbar sind. 1 eh möchte hier nicht im Detail all die Verhandlungsge­
spräche zitieren, die in Einzelfällen erforderlich waren, um diese Konditionen zu die­
sen Bedingungen zu bekommen. Jedenfalls wird hier sehr sorgsam vorgegangen und nicht 
einfach auf das Geradewohl hinaus Kredite oder Darlehen in Anspruch genommen. 
1 eh bedaure natürl i ch, so wie alle hier, daß die gegenwärtige Lage in den Steyr-Wer-
ken aus der Sicht der Unternehmensleitung zumindestens es erforderlich macht, über 
Kündigungsmaßnahmen zu sprechen. Ich kann Ihnen mitteilen, daß ich so, wie auch an­
dere schon, an Generaldirektor Malzacher ein entsprechendes Schreiben gerichtet habe, 
gerade in Bezugnahme auf unsere sehr fruchtbringenden Verhandlungen hinsichtlich des 
Motorenwerkes, die Maßnahmen des Unternehmens sehr genau zu überlegen , zu überprü­
fen, und sie auf- wenn nicht überhaupt auszusetzen - ein Maß einzuschränken, das sozial 
vertretbar und im Einzelfall Härtefälle weitestgehend vermeiden läßt. Ich glaube, daß wir 
als Gemeinderat weder in der Lage noch befugt sind, in Management - Geschehnisse einzu­
greifen. Wir sind von der öffentlichen Hand und von unserer öffent I ichen Aufgabe hier 
aber auch befugt, und ich glaube auch im Interesse der Steyrer Bevölkerung beauftragt 
s~_lc~en En_~wicklungen, so weit es eben geht, unsere Stimme entgegen ZU setzen. Gegen~ 
wart I g gebuhrt unsere ganze Anerkennung und unsere ganze Unterstützung den Betriebs-
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räten der Steyr-Werke, die versuchen, hier aus den vorhandenen Situationen das 
Beste für die zu machen, die sie zu vertreten haben und von denen sie für diese Vertretung 
berufen wurden. 
Schi ieß I ich und endlich der Personalkostenhinweis. Meine Damen und Herren, gerade 
aus den Kreisen der Opposition kommen immer wieder Forderungen in dieser und jener 
Richtung. Kollege Treml beurteilt gerade die Zuschüsse sehr positiv. Aber gerade diese 
positive Beurteilung der Zuschüsse und Zuwendungen der laufenden Steigerung dieser 
Zuschüsse erfordert es eben dann, die Mittel, die dafür eingesetzt werden müssen, 
auf dem Kreditweg zu ersetzen für jene Maßnahmen, die wir baulich und invest itionel 1 
für erforderlich halten. 
Daher muß ich auch noch hinzufügen, daß der Personalkostenaufwand sich nicht dafür 
verwendet, die Verwaltung aufzublähen, sondern überwiegend und fast ausschließlich 
möchte ich sagen in den Bereichen der Dienstleistung zu suchen ist. Hier kann sich die 
Stadt Steyr mit Recht rühmen, daß der Gemeinderat seine Entscheidungen stets in der 
Richtung trifft, daß eben dem Bürger das bestmögliche an Leistungen angeboten werden 
kann. 
1 eh habe es mit Freude vermerkt, daß trotz aller Kritik, die bei solchen Anlässen der 
beschlußfassung eines Rechnungsabschlusses, die Zustimmung gegeben wird. Es wird 
sich der Referent darüber am meisten freuen, denn er hat die Verantwortung auch in 
erster Linie zu tragen, daß die Finanzen der Stadt in Ordnung sind. Die Hilfe des Bür­
germeisters und der Verwaltung hat er in jede r Hinsicht. So glaube ich, daß es ihm auch 
persönlich eine Genugtuung sein kann , 1 hre Zust i:·nmung zu bekommen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETE R HF ! i\l~: ! C H SCHWARZ: 
lc!h danke Herrn Bürgermeister für- seine:1 C i '.'. k : ;~;s:onsbeitrag. Ich frage, ob noch je­
mand das Wort wünscht? Das ist nicht der 1= ai:, ~-1;-.iher- e rteile ich dem Berichterstatter 
das Schlußwort. Ich darf gleichzeiti g den '·Jor·si tz , 1 i ede r zurückgeben. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Sehr verehrte Damen und Herren, ich dank e Ihnen vorerst für die von allen Fraktioner, 
getätigte Zustimmung zum Rechnungswerk. Die Anerkennung gilt ja in erster Linie der 
Beamtenschaft, die dafür verantwortlich zeichnet. Ich darf vielleicht in diesem Zusam-,, 
menhang auch einen kleinen Hinweis darauf geben, daß wir den Rechnungsabschluß im 
heurigen Jahr verhältnismäßig bald in Händen hatten. 1 eh erinnere mich an Jahre, wo 
er mit der Budgeterstei lung zusammen gefallen ist. 1 eh hoffe, in den kommenden Jahren -
ich weiß es sicher - wird es noch früher möglich sein, über den Abschluß zu befinden, 
hat doch in der Verwaltung die Umstellung auf die Datenverarbeitung stattgefunden. 
1 eh möchte in diesem Zusammenhang auch darauf hinweisen, dieses Mal mußte noch für 
das Jahr 1977 doppel glei sig gefahren werden, das war auch nicht einfach. 1 eh darf viel­
leicht auch den Hinweis geben, daß in der Finanzverwaltung die Umstellung auf die elek­
tronische Datenverarbeitung ohne Personalvermehrung verkraftet werden konnte. Das 
soll hier ganz allgemein ausgedrückt werden. 
Es wurden natürlich dem Zahlenwerk verschiedene - wie es wörtlich geheißen hat -
Schönheitsfehl er angelastet und es hat manche Auffassungsunterschiede gegeben. Es ist 
in den Ausführungen des Herrn Bürgermeisters bereits manches berichtigt und manches 
aufgeklärt worden. Ich darf vielleicht eine Post beleuchten, und zwar die Personalaus­
gaben. 
1 eh glaube, ein echtes Messen, ob die Personal ausgaben gestiegen sind, ob eine Per­
sonalvermehrung eingetreten ist ja oder nein und wenn eine eingetreten ist, auf Grund 
welcher Erfordernisse, in welcher Sparte, dann kann man sie vertreten oder man kann 
von einer ungerechtfertigten Aufbl ähung des Verwaltungsapparates sprechen. Aber sonst 
bekommt der Bedienstete der Stadt Steyr um keinen Groschen mehr, als das, was jeder 
öffentlich Bedienstete bekommt. Das wurde ausgehandelt in Gremien, die über uns sind, 
denen wir uns nur angleichen. 1 eh habe auch angezogen, es ist nur die gesetzliche Ge­
haltserhöhung hier inbegriffen gewesen. 
Über die Verschuldung, die eingetreten ist ist seit dem Jahr 1977 und wie sie sich in 
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Zukunft bewegen wird, glaube ich, wird noch manches bei der zukünftigen Budgetdebatte 
gesagt werden. 
Eines möchte ich doch vielleicht im Zusammenhang mit den Schulden sagen. Es wird 
natürlich in Zukunft noch viel mehr zu überlegen sein und genau zu prüfen, um die· 
Priorität festzustellen, ob diese oder jene Ausgabe, ob diese oder jene Zuwendung noch 
in Einklang mit der finanziellen Situation der Stadt steht. Das ist kein Alarm, das ist 
eine nüchterne Feststellung, die Sie selbst alle getroffen haben. Aber ich glaube, die 
wir uns als die beschließenden Organe auch mehr als in der Vergangenheit diese Über­
legung zu eigen machen müssen. 
Bitte Herr Bürgermeister! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Der Antrag wurde bereits gestellt. Wir kommen nun zur Abstimmung. Der Ord­
nung halber darf ich Sie um das Handerheben ersuchen. Wer für den Antrag, den bitte 
ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben? Danke. Gegenprobe? Enthaltung? 1 eh stelle 
die einstimmige Annahme des Beschlusses fest. Ich danke Ihnen und bitte den Referenten 
um den nächstenAntrag. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der nächste Antrag lautet: 

11) Buch-5116/78 
Krediterhöhung bei VSt 1/4200/0430. 

Der Gemeinderat wolle Beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA V - Z ,l\H v orn 20. 9. 1978 wird eine überplan­
mäßige Ausgabe in Höhe von 

S 2 03 . 000, ---
(zweihundert d r-e i ta L; s e1 d) 

bei VSt 1/4200/0430 bewilligt. 
Die Deckung hat durch Mehreinnahmen bei de11 a llgemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Ich bitte auch hier um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für Bericht und Antrag. 1 eh frage, ob Sie dazu das Wort wünschen? Das ist 
nicht der Fal 1. Wir stimmen ab. Gibt es eine Gegenstimme? Eine Enthaltung? Beides 
nicht der Fall, somit einstimmig beschlossen. 
1 eh danke dem Referenten. Nächste Frau Stadtrat Kaltenbrunner. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Wertes Präsidium, werte Damen und Herren des gemeinderates ! 
1 eh darf Ihnen heute nur einen Antrag, der sich mit dem Ankauf der Kücheneinrichtung 
für unsere bereits bestens bewährte Ganztagsschule an der Hauptschule 2 auf der Enns­
leite befaßt, vortragen. 

12) Schul-6291/76 
Ganztagsschule an der Hauptschule 2 Ennsleite; 

Ankauf der Kücheneinrichtung . 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA I vom 9. 10. 1978 wird dem Ankauf der Küchen­
einrichtungsgegenstände bei der Firma Stierlen-Maquet zugestimmt. Für den Restkauf­
preis (S 304.682,-) wird der Betrag von 

S 47. 000 ,--
(Schi 11 ing siebenundvierzi gtausend) 

bei VSt 1/2120/0430 freigegeben und eine überplanmäßige Ausgabe von 
S 257. 700,--

(Schi 11 ing zweihundertsiebenundfünfzigtausendsi ebenhundert) 
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bei derselben Voranschlagsstelle bewilligt. Die Deckung für die überplanmäßige Aus­
gabe hat durch Mehreinnahmen bei den allgemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

1 eh bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke für die Antragstellung. Gibt es dazu eine Wortmeldung? Herr Kollege Dr. 

Stel lnberger. 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLNBERGER: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich hatte vor einem Jahr die Ehre, zu einem ähnlichen Tagesordnungspunkt im Namen mei­
ner Fraktion die Zustimmung zu geben bzw. die Einführung der Tiefkühlkost für die Ganz­
tagsschule zu begrüßen. Erfahrungen in anderen Betrieben haben gezeigt, daß die Es­
sensbesorgung auf diese Art nicht nur wirtschaftlich sondern auch qua( itativ sehr befrie­
digend ist. 1 eh habe allerdings damals angemerkt, daß die Art der Beschaffung der Kü­
cheneinrichtung über ein Leasingverfahren nicht die wirtschaftlichste sei, sondern der 
Ankauf sicherlich am zweckmäßigsten wäre. Damals wurde das damit abgelehnt, weil 
man meinte, daß es sich um einen Schulversuch gehandelt hätte bei der Einführung der 
Ganztagsschule. Wie wir aber wissen, sind Provisorien in Österreich meist sowieso 
dann definitiv zu behandeln und daher hätte man auch damals schon den Ankauf mit ruhi­
gem Gewissen tätigen können. Umso mehr kann ich heute mit Genugtuung feststellen, daß 
man nunmehr die Kücheneinrichtung auf dem richt igen Weg, nämlich über den Ankauf be­
schafft hat. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Eine weitere Wortmeldung dazu sehe ich n icht. Wird ein Schlußwort gewünscht? 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
1 eh danke vielmals für Ihre Einsicht. Wie Sie aus dem Amtsbericht ersehen können, 
ist der Betrieb der Schülerausspeisung mit Ende 1977 aufgenommen worden. Der Eskirr:•.'.1-

Mittagstisch fand bei Schülern und besonders bei den Eltern größte Zustimmung. Es 
wurden im laufenden Schuljahr insgesamt 13. 115 Mittagessen ausgegeben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Der Antrag ist gestellt. Wir stimmen darüber ab. Erhebt sich eine Gegenstimme 
oder eine Enthaltung? Beides nicht der Fall, der Antrag ist so beschlossen. Danke. 
Nächster Berichterstatter in Vertretung von Kollegen Kinzelhofer ist Kollege Dresl. 

BERICHTERSTATTER GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen 2 Anträge des Stadtsenates zur Kenntnis zu 
bringen. Der erste lautet: 

13) ÖAG-3907 /78 
Stadtwerke 
Stadtwerke Steyr; Jahresbi I anz 1977. (BEI LAGE B) 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Die beiliegende Jahresbilanz 1977 der Stadtwerke Steyr wird genehmigt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 59 Abs. 2, Z. 1 c StS der Dotation der Rücklagen (freie_ 
Rücklagen) bei den Teilbetrieben 
Krematorium und Leichenhai le 
Wasserwerk 
Summe 
zugestimmt. 

Um Annahme wird ersucht. 

S 180. 000,­
s 1 ,600.000,­
s 1,780.000,-
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Stadtrat Konrad Kinzelhofer erscheint um 16. 25 Uhr. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den Antrag gehört. Der Antrag auf Annahme wurde gestellt. Ich frage, ob 
jemand das Wort zu ergreifen wünscht? Das ist nicht der Fal 1. Wer ist gegen den Antrag? 
Niemand. Eine Enthaltung? Auch niemand, der Antrag ist beschlossen. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Ich darf auch beim zweiten Antrag, den ich Ihnen vorzubri.ngen habe, die Kurzform 
wählen. 1 eh gestatte mir aber noch einen Hinweis, daß der Antrag auf Grund einer Ver­
ordnung des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 25. September 1978 zugrunde 
liegt. Der Antrag lautet: 

14) ÖAG-5338/78 
Stadtwerke 
Neufestsetzung der Bestattungstarife. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die Bestattungstarife werden mit Wirkung des dem Gemeinderatsbeschluß folgenden Mo­
natsersten laut Anlage festgesetzt. 
(BEILAGE C) 

kh ersuche, die Diskussion abzuwickeln und die Abstimmung durchzuführen. 

ElÜRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Ich setze voraus, daß Sie die Beilagen kennen, die diesem Antrag zugrunde liegen. 
Ich konstatiere einige Wortmeldungen. Ei~s ter· K,JI lege Treml, dann Kollege Fürst. 

(-,EME I NDERA T OTTO TREML: 
Werter Herr Bürgermeister, meine Dd m~!n und He r r en des Gemeinderates! 
Laut Antrag sollen ab 1. November~, al so ab All er-he iligen, die Bestattungstarife um 
rund 23 % erhöht werden. 1 eh möchte auc h in E: r·innerung rufen, daß die letzte Erhö­
hung im Apri 1 1976 vom Gemeinderat gefa f3t ww de in der Höhe von 25 - 42 % und ge­
meinsam von der Sozialistischen Partei und de r Österreichischen Volkspartei hier be­
schlossen wurde. 
Die Tarifgruppe 4, die sogenannten "Armenlei c he n" ,wollte man damals sogar um ganze 
76 % erhöhen. Aber wie Sie wissen, nach dem Einspruch im Finanz- und Rechtsaus­
schuß der Kommunistischen Partei hat man doch bei der Gemeinderatsitzung diese Ar­
menklasse überhaupt abgeschafft . 
1 m Antrag heißt es weiter, die Gebühren für die Leichenhai I e und das Krematorium 
bleiben gleich, sie werden nicht erhöht. An und für sich müßte ich hier von Seiten der 
Kommunistischen Partei keine Äußerung machen, aber da kann ich nur sagen, oh wie 
großzügig ist hier die Mehrheit, nämlich der Antragsteller. 1 eh möchte Ihnen nämlich 
dabei in Erinnerung rufen, die Leichenhallen- und die Krematoriumgebühren hat man 
bereits im Jahre 1976 z. B. in der Tarifgruppe 3 - jetzt sagt man Klasse C, aber es 
bleibt doch das gleiche, wie man sieht nach den Preisen, aber ich nehme hier die nied­
rigste Klasse - um 100 o/o erhöht, in Zahlen ausgedrückt 783 Schilling und 10 Groschen 
waren die Tarife vorher und sie wurden auf 1.552 Schilling und 10 Groschen erhöht. 
Daher, glaube ich, wäre es wirklich frivol zu sagen, jetzt müssen wir noch einmal er­
höhen. 
Zum wieder angeführten Argument, das Kollege Dresl offenbar in Vertretung des Refe­
renten hier angeführt hat, und zwar die Erhöhung erfolgt auf Grund einer Verordnung des 
Herrn Landeshauptmannes Ratzenböck nach den einheitlichen Höchsttarifen für das oö. 
Bestattungsgewerbe. 
Er~tens ist meine Partei der Auffassung, daß man sich an solche Verordnungen nicht 
zwingend ~alten muß und außerdem, soweit mir bekannt ist, auch im Landtag, in der OÖ. 
Landesregierung auch sozialistische Arbeiter, Abgeordnete, vertreten sind und sitzen. 
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Z. B. Genosse Reichl als Bezirksobmann und unser Arbeitervertreter Kol I ege Hei gl, 
die dagegen auftreten könnten und meiner Meinung nach dies auch müßten. Nichts der­
gleichen ist mir zumindest bekannt, mit einer Ausnahme. 1 eh zitiere wiederum das 
SPÖ-Organ - ich bin offenbar bald ein Werber - das Tagblatt, welches am 6. Februar 
dieses Jahres schrieb in Schlagzeilen: "Das Sterben soll teurer werden. Das private 
Bestattungsgewerbe Oberösterreich wi 11 das Sterben gewaltig verteuern, um 27, 6 % 
soll die Bestattungsstunde verteuert werden. Dagegen hat die OÖ. Arbeiterkammer ent­
schieden protestiert."Weiter heißt es in diesemArtikel, der übrigens für die Gemeinde­
räte zu empfehlen ist, und der heute noch im Schaufenster des Wr. Vereines in der 
Bahnhofstraße ausgehängt ist. Dort kann man wiederum klar und deutlich nachlesen, daß 
die OÖ. Arbeiterkammer die Erhöhung in diesem unbegründeten Ausmaß zurückwies. 
Zweitens ist meine Partei der Auffassung, daß in einem relativ kurzen Zeitraum von 
nur 2 1 /2 Jahren - von Apri 1 1976 bis Oktober 1978 - das Sterben in unserer Stadt z.B. 
in der niedrigsten Tarifgruppe, der Gruppe C, um rund 65 o/o teurer wird. Zum Vergleich 
dazu, in der gleichen Zeit - da können mich auch wiederum die Kollegen Betriebsräte be­
richtigen, wenn es nicht stimmen sollte - gab es bei den Metall- und Bergarbeitern zwei 
al I gemeine Lohnerhöhungen, und zwar im Jahre 1977 ganze 4, 5 o/o, im Jahre 1978 bekannt-
1 ich mit einer langen Laufzeit von 3, 7 o/o, also insgesamt eine Bruttolohnerhöhung von nur 
8,2 o/o. Wenn man nun die Abgaben und Steuern abzieht, wird nicht einmal die allgemeine 
Teuerung abgegolten und schon gar nicht Tariferhöhungen in diesem Ausmaß, wie sie 
heute beantragt und beschlossen werden sollen. 1 m Finanz- und Rechtsausschuß erklär­
te mir der Sprecher der Sozialistischen F,~al<tic:-n, Kollege Kinzelhofer, was regst Du 
Dich so auf, die Erhöhung trägt doch ohnedies der Sozialversicherungsträger bzw. die 
Krankenkasse. Diese Äußerung zeigt mir gerade, daß man sich mit den Sorgen und 
Problemen der Arbeiter, Angestellten sowie Jer Pensionisten, nämlich mit niedrigen E_ ; ,,_ 

kommen, wenig befaßt. Daher möchte ich hier· immer wieder mit Beispielen arbeiten, w: :· il 
man daraus alles am kürzesten klar ersehen k2nn. 
Ein Pensionist stirbt, er ist kein Politiker und auch kein Privilegierter, sondern eben 
nur ein einfacher Arbeiter, derJahrzehnte brav gearbeitet hat. Die Kremation im De­
zember 1975, also vor der letzten Erhöhung, in der niedrigsten dieser 3 Gruppen, be­
trug für Sarg, Bestattung, Autokosten, Leichenhalle, Beisetzungskosten, rund 6.421, -­
Schi 11 ing. Das al I erdings natürlich ohne Grabstätte. Die OÖ. Gebietskrankenkasse gab 
einen Sterbekostenbeitrag von 3.531,- Schilling, also nur rund die Hälfte. So schaut 
die Wirklichkeit, wenn man im Leben steht, aus. Ab 1. November 1978 wird man für die 
gleiche Leistung nicht mehr rund 6. 500 Schi 11 ing bezahlen, sondern eben um diese 65 o/o 
mehr, das sind 10.700,- Schilling. Das sollen Sie nun beschließen. 
Nun noch einige Worte zur Erhöhung des Kilometergeldes. Jeder Arbeiter und Angestellte, 
der mit seinem Pkw zur Arbeit fährt oder ihn beruflich benötigt, wäre froh, wenn er in 
den letzten Jahren nur 50 Groschen mehr ari Kilometergeld bekommen hätte. Laut Antrag 
soll das Kilometergeld eines leichten Wagens von derzeit 9,50 Schilling auf 12,- Schilling, 
also um 2,50 Schilling pro Kilometer bei Fahrten im Bundesland angehoben werden. Dies 
bedeutet aber weiter, daß der Kilometerpreis innerhalb dieser 2 1 /2Jahre-damal s waren es 
nur 6,50 Schilling - auf 12 Schilling erhöht bzw. ebenfalls fast verdoppelt wird. Bei 
Überführungen aus dem Ausland hat man in Zukunft sogar 14 Schi 11 ing pro gefahrenem 
Kilometer zu bezahlen. 
Dazu wiederum ein Beispiel. Eine Überführung aus dem italienischen Badeort Caorle 
hat im Dezember 1975 rund - das ist gering berechnet - 11. 000 Schi 11 ing gekostet und 
wird nun - ab Allerheiligen also in wenigen Tagen - nachdem offenbar die Mehrheit des 
Gemeinderates bereit ist, die Tariferhöhung zu beschließen, um rund 4.000 Schilling 
mehr betragen und kommt daher auf 15.000 Schilling. Diese Zahlen und Beispiele _zeigen 
ganz deut I ich eine unsoziale Tarifp_ol itik der Mehrheit des Gemeinderates'. wenn d, es so 
beschlossen wird. Wir als Kommunisten stimmen schärfstens dagegen, ,m Interesse 
vor allem der kleinen und mittleren Einkommensbezieher und wir protestieren ~eut­
lich auch dadurch, daß wir der Erhöhung im vorgeschlagenen hohen Ausmaß nicht 

die Zustimmung geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Das wird zur Kenntnis genommen. Nächster ist Kollege Fürst. Anschließend Kollege Fuchs 
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STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Hochgeschätzte Damen und Herren! 
Um beim Vorredner anzuknüpfen, es ist richtig, daß die Tariferhöhung auf Grund der 
Verordnung des Landeshauptmannes geschieht. Das sol I aber kein Mäntelchen sein, hin­
ter dem sich der Gemeinderat der Stadt Steyr oder die Mehrheitsfraktion zu verstecken 
versucht. 1 eh darf das unterstreichen, denn noch nie hat die Gemeinde Steyr diese 
Höchstgrenzen auch nur - diese sind in der Verordnung ersichtlich - annähernd ausge­
schöpft. 1 m Gegentei 1, es ist immer gelungen, mit dem einzigen privatenBestattungsunter­
nehmen der Stadt einen gleich hohen Tarif, aber im Vergleich zu den Höchstsätzen, die 
im lande Geltung haben könnten, niedrigen Tarif für die Bevölkerung zu erstellen, was 
ganz bestimmt als Vortei I und Leistung angesehen werden muß. Denn kommunale Be­
triebe werden meistens so hingestellt, als könnten sie mit privaten Unternehmen in die­
ser Hinsicht nicht konkurrieren. Eine Konkurrenzierung wäre auch auf diesem Gebiet 
nicht gut, sie würde I etzten Endes auf dem Rücken der Bevölkerung ausgetragen wer-
den. Ob man es wahr haben will oder nicht, richtig ist, daß die meisten Tarife durch 
Sterbekassen oder diverse Versicherungen bezahlt werden. Es rührt mich gar nicht 
wenn ich höre, daß besonders die Armenleichen - wie Du das bezeichnet hast - so er­
höht werden, denn wenn sie so arm sind, dann tragen diese Kosten in erster Linie nicht 
diese selbst. Wer trägt sie dann? Der zuständige Bezirksfürsorgeverband und das ist in 
dem Fall meist wieder die Gemeinde. 
kh kann feststellen, daß die Einrichtungen der Friedhofsverwaltung, des Krematoriums, 
c.i,~ r ganzen Anlagen, die zur Befriedigung dieser Bedürfnisse der Bevölkerung bereit 
~tehen, sich in einem ausgezeichneten Zust,md befinden. Wi II man diesen Zustand, der 
,,:1uch in der Bevölkerung Anklang findet, beibehalten, ist auch eine Tarifpolitik notwen­
di g, die die Bestattungsunternehmen in d i e La~_Je versetzt,diesenStandardzu halten und 
It;h glaube, aus diesen Gründen kann ma.n cli eser Erhöhung die Zustimmung geben. 

f.=J ÜRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
i eh danke Kol I egen Fürst. Nächster Gerneinder·at Fuchs. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh möchte bei diesem Tagesordnungspunkt keineswegs einen makabren Eindruck in de. 
Hinsicht hinter! assen, daß ich etwa die 35 aufgezeigten erhöhten Tarifleistungen hier 
zitiere, von der Sarglieferung bis zur Sargverkittung - so makaber das klingt, aber so 
ist es nun einmal, so lautet es im Antrag - sondern ich möchte vielmehr auch Bezug neh­
men auf die Verordnung des Landeshauptmannes. Eine Verordnung, Herr Kollege Treml, 
ist nicht mit einem Gesetzesakt zu betrachten, der Landtag hat sich ja nicht befaßt mit 
dieser Angelegenheit, da muß ich den Landtag in Schutz nehmen 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Hätte der Abgeordnete dort verlangen können! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
sondern eine Verordnung ist einmal, wie eben der Name sagt, eine Verordnung die heraus-

. gegeben wird. Hier hat ein Landtag, solange nichts auf der Tagesordnung der Landtags­
sitzung steht, vorläufig nichts mitzureden. Daher glaube ich, hier bin ich Deiner Mei­
nung, daß eine Stadtgemeinde nicht unbedingt eine Verordnung zur Festsetzung von 
Höchsttarifen mitmachen muß. Es wurde erklärt, wir gehen ja nicht ganz mit, aber ich bin 
überzeugt, daß es doch ein Anziehen dieser Tarife geben wird. 
Mich stört der Text im Amtsbericht folgendes; Es wurde in der Schlußzei le angeführt 
weil es ein Defizit von 10.600 Schilling gibt - das ist auch eine Motivation dieses Antr~­
ges -gehen wir somit mit. Wissen Sie, was die 10. 600 Schi II ing Defizit insgesamt beim 
Städtischen Bestattungsunternehmen ausmachen? 0,6 %! Ich glaube sagen zu müssen 

' 
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daß für uns kein Anlaß besteht, wegen eines Defizites von 0, 6 % diese Tarife in der 
Höhe,um 12 % durchschnittlich, oder 23 - 24 %, wie vorhin gesagt wurde, mitzumachen. 
Somit lehnen auch wir diese Verordnung bzw. die Übernahme dieser Höchsttarife ab. 
Vielleicht noch eine Feststellung zu den Ausführungen von Herrn Stadtrat Fürst. 
Wenn er meint, es geht um die Übernahme der Kosten bzw. um das Tragen der Kosten. 
1 eh glaube nicht, Herr Stadtrat, daß der Bezirksfürsorgeverband eine Gelddruckerei 
besitzt. Er bekommt schließlich, wenn diese Kosten von ärmeren Schichten zu tragen 
sind, das Geld nicht von irgend wo her, sondern auch wiederum von öffentlichen Mitteln, 
sodaß wiederum dadurch eine allgemeine Belastung entsteht. 
Ich glaube auch zum Schluß sagen zu müssen, daß die Stadtgemeinde als Unternehmer, 
in dem Fall als Bestattungsunternehmer, mit dem Sterben kein Geschäft machen sollte. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Keine weitere Wortmeldung dazu. Der Berichterstatter? 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Zur letzten Äußerung des Herrn Gemeinderates Fuchs. Er hat den Amtsbericht richtig 
zitiert, daß ein Hinweis vorhanden ist, daß 10.000 Schilling Abgang da sind, so macht 
die Stadt sicherlich kein Geschäft aus dem Sterben. Das darf ich mir erlauben zurück­
zuweisen, .. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Plus 12 %! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
daß die Stadtgemeinde daraus Geschäfte n:acht , i ~:r·; habe den Ausführungen des Kol l eg~:.1 
Fürst nichts mehr hinzuzufügen und bit te um /.\b::;timrnung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den Antr ag ist, den bitte ich, ein Zeichen mit de r­
Hand zu geben? Danke. Gegenprobe? Der Antrag ist mit 3 Gegenstimmen beschlossen. 

Gegenstimmen: 2 FPÖ, 1 KPÖ. 

Ich danke dem Berichterstatter. Nächster ist Kollege Wallner. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Sehr verehrtes Präsidium, sehr verehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Sozusagen zwischen Tarifdebatten wurde ich eingeschoben. 1 eh darf Sie bitten, zwei 
Anträge des Stadtsenates zur Kenntnis nehmen zu wollen bzw. zum Beschluß erheben 
zu wollen. 
Weiters darf ich bitten, die zwei Anträge wieder in Kurzform vorbringen zu dürfen. 
Der erste betrifft: 

15) Bau4-5000/75 
Neubau Zwischenbrücken -

a) Sanierung des Pfeilers der Steyrbrücke. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 1 1 1 vom 18. 9. 1978 werden die zur Sanierung des 
Pfeilers der Steyrbrücl:<e notwendig gewordenen Arbeiten der ARGE Zwischenbrücken 
zum Preise von 

S 718.000,--
(Schi 11 ing si ebenhundertachtzehntausend) 

übertragen. Die im Haupt anbot enthaltenen Sanierungskosten in Höhe von rund S 360 • 000 
entfallen hiedurch. Die erforderlichen Mittel wurden bei VSt 5/6120/0026 mit GR-Be­
schluß vom 14. 9. 1978 bereits bewilligt. 
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Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die Stadt 
Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich darf um Genehmigung ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Wünscht jemand dazu das Wort? Das ist nicht der Fal 1. Wir kommen zur Abstim­
mung. Gegentei I i ge Meinungen? Enthaltungen? Es werden keine vorgebracht. Der Be­
schluß ist einstimmig. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft ebenfal I s den Neubau Zwischenbrücken, und zwar die Sanie­
rung des Gewölbes. Der Antrag lautet: 

15) Bau4-5000/75 
Neubau Zwischenbrücken -

b) Sanierung des Gewölbes. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 18. 9. 1978 werden die zur Sanierung des 
Ge wölbes derSteyrbrücke notwendig gewordenen Arbeiten der ARGE Zwischenbrücken 
zum Preise von 

S 1 ,835.900,-
(Schi 11 ing eine Mi 11 ion achthunder t fünfunddrei ß i gtausendneunhundert) 

i):,ertragen. Die im Hauptanbot enthaltenen S anierungskosten in Höhe von rund S 360.000,-
1:n tfal len hiedurch. 
Wegen Dring! ichkeit wird der Magistrat g,2r,,ä f3 § Li.Li Abs. 5 des Statutes für die Stadt 
~St eyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses e rmächtigt. 

k h darf um Abstimmung ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Vor der Abstimmung die Frage, ob jemand zu sprechen wünscht? Herr Stadtrat 
Wippersberger bitte. 

STADTRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
· Sehr verehrte Damen und Herren, ich werde mich kurz fassen. 

Über Zwischenbrücken gäbe es wirklich viel zu sagen .und ich habe in der letzten GR­
Sitzung schon einiges gesagt. Ich möchte nur das feststellen, was jeder Bürger unserer 
Stadt mi"t Freude erkennen kann, nämlich daß der Abbruch der alten Brücken in einer 
Rekordzeit durchgeführt wurde. Der Neubau geht sehr zügig vonstatten. Weiters kann man 
feststellen, darüber freuen wir uns alle sehr, eröffnen sich durch diese neue Konstruk­
tion der Brücken wunderschöne Ausblicke auf unsere alte, ehrwürdige Stadt Steyr. Un­
abhängig davon - wir haben eingangs bereits eine Sitzung durchgeführt - müssen wir nun 
versuchen, in dem neuen Verkehrskonzept für den Altstadtbereich die Kommunikation 
zwischen den Stadtteilen, unter Berücksichtigung aller Interessen, aufrecht zu erhal­
ten . 

. Es gilt, meine Damen und Herren, die Interessen der Fußgänger, des motorisierten 
Verkehrs, der Geschäfts! eute und der Bewohner des Stadtteiles Steyrdorf wahrzuneh­
men. Hier das nötige Maß an Einsicht und Übereinstimmung zu finden, wird nun unsere 
Aufgabe sein. 
Abschließend möchte ich nochmals feststellen, daß der Neubau Zwischenbrücken unse­
rem Gemeinderat ein Zeugnis für zielbewußte Arbeit ausstellt. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke Herrn Kollegen Wippersberger . Eine weitere Wortmeldung habe ich nicht vor­
gemerkt . Somit kommen wir zur Abstimmung. Erhebt sich eine Gegenstimme gegen d 
zuletzt gestellten Antrag? Das ist nicht der Fal 1. Wird vom Berichtersta t ter ein Sch~=ß-
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wort gewünscht? 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Kollege Wippersberger hat so schön gesprochen, ich könnte es nicht besser! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Kollege Wallner schließt sich den ergreifenden Worten an. 
Gegenstimmen zum Antrag? Sehe ich keine. Enthaltungen? Ebenfal I s nicht, der Antrag 
ist einstimmig angenommen. 
Danke. Wir kommen zum nächsten Berichterstatter, Kollegen Wippersberger. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
1 eh danke meinem Kollegen für das Kompliment. 
1 eh habe zwei Antr-äge vorzubringen. Der erste kommt vom Finanz- und Rechtsausschuß. 
Ich darf die Anträge ebenfalls in Kurzform vorbringen. Der erste lautet: 

16) GemX-1616/76 
Änderung der Lustbarkeitsabgaben-Ordnung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 6. Oktober 1978 und gemäß 
§ 1 Abs. 2 des Lustbarkeitsabgaben-Gesetzes, LGBI. Nr. 13/1950, in der Fassung 
der Novellen, LGBI. Nr. 52/1950, Nr. 71/1955, Nr. 47/1964, Nr. 26/1969 und Nr. 
3/1974 wird in Abänderung der Lustbarkeitsabg:1ben-Ordnung der Stadt Steyr (Beschluß 
des Gemeinderates der Stadt Steyr vom 23. 9. 1976 in der Fassung des Beschlusses V( : iil 

14. 3. 1978) verordnet: 
Artikel 1 
§ 2 Abs. 2 lit. b hat zu lauten: 
"Für Bildstreifen, die die gemeinsame F.ilmprädikatisierungskommission österreichisd,~r 
Bundesländer mit dem Prädikat 'Besonders wertvoll', 'Wertvoll' und 'Sehenswert' b :·­
zeichnet sowie für Bildstreifen aus der Liste der Aktion 'Der gute Film', die auf 
Empfehlung oder Initiative der Vertrauenspersonen dieser Aktion in das Spielprogrami•·• 
der Steyrer Kinos aufgenommen werden, wie auch für Bildstreifen, die anläßlich eine• · 
als Pensionistenveranstaltung deklarierten Kinovorstellung vorgeführt werden, wird 
keine Lustbarkeitsabgabe eingehoben." 
Artikel 1 1 
Die Kundmachung dieser Verordnung hat durch Anschlag an den Amtstafeln der Stadt 
Steyr zu erfolgen. Sie tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

Ich bitte Sie um Annahme dieses Antrages. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Gibt es zu di esemAntrag eine Wortmeldung? 1 eh sehe, es wird keine gewünscht. Wer ist 
gegen den Antrag? Niemand. Enthaltung? Auch niemand. Der Antrag ist beschlossen. 

STADTRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
Der zweite Antrag stammt vom Stadtsenat und lautet: 

17) Bau3-1246/75 
Bau3-1466/73 
Bauvorhaben Kreuzung Roosevel tstraße - Kaserngasse sowie Haltebuchten 
Seifentruhe nahe Azwangerstraße; Schlußbericht und Restabwicklung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Schlußbericht der MA 111 vom 30. 8. 1978 betreffend die Abwicklung des Bauvor­
habens Kreuzung Rooseveltstraße - Kaserngasse sowie Haltebuchten Seifentruhe nahe 
Azwangerstraße wird hiemit zur Kenntnis genommen. 
Zur Restabwicklung wird eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 
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S 108.200,--
( Schi 11 ing e inhundertachttausendzweihundert) 

bei VSt 5/6122/0026 bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme von Darlehen zu erfolgen. 

Ich bitte auch um Annahme dieses Antrages. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Auch hier die Frage an Sie, ob Sie zu sprechen wünschen? Ich sehe, das ist nicht so. 
Gibt es zum Antrag eine Gegenstimme? Enthaltung? Der Antrag ist beschlossen. 

1 eh danke. Wir kommen zum letzten Berichterstatter, Stadtrat Zöchl ing. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh habe Ihnen die zwei letzten Anträge des Stadtsenates zum Vortrag zu bringen. 

---~s ist~~ar k_ein besonders wichtig~r- ~e_schluß, er verdi~nt es dennoch, eine Anmer­
kung zu mach~n. Zwischen der Steyr-Daimler-Puch AG, d~;, Mita.rbeitern als Bauwer:::. 
ber, und der Stadtgemeinde, ist inmitten unserer Stadt, in der Nähe von Münichholz, 
<::in neues Siedlungsgebiet entstanden. Es werden Einfamilienhäuser für die Bewohner 
von Steyr errichtet. Alle haben zusammengehol fen, keiner hat überspitzte F orderun­
~;-en gestellt und so war es kein Wunder, d a (~ eine vernünftige Lösung zustandegekommen 
i:;t. 1 eh glaube, wir sollten uns freuen, (faß hie:· so viele Steyrer ein neues Heim fin­
,.-! an werden. Es wurde die Entsorgung ger-eqc ! t ur:d dem Bezug dieser Häuser stehen 
i-: eine wesentlichen Hindernisse mehr im Wc ~1e " 
1 eh bitte Sie daher, sich dem Antrag des St -Kt scnates anzuschließen .und ihn zu be­
w i II i gen. 

18) W a-5970/77 
Kanalisation Hammergründe; Beitragsleistung . 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 25. 9. 1978 wird zur Leistung eines Bei­
trages an die Interessengemeinschaft Hammergründe zur Herstellung der Kanalisation 
Hammergründe in Höhe von 

S 267.900,--
(Schi 11 ing zweihundertsiebenundsechzi gtausendneunhundert) 

der genannte Betrag bei VSt 5/8111/0502 freigegeben. 
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die Stadt 
Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. -

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für die Antragstellung. Zum Antrag selbst eine Wortmeldung? Es meldet sich 
niemand. Wir stimmen ab. 1 st jemand gegen den Antrag? Eine Enthaltung? Beides nicht 
zu sehen, somit ist der Antrag einstimmig angenommen. Wir kommen zum nächsten. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 

Der nächste Tagesordnungspunkt betrifft die Feuerwehrtarifordnung, und zwar eine 
Regulierung. Sie kennen ja den Vorschlag, denn Sie haben ihn sicher vor sich liegen. 
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1 eh darf mich daher kurz halten. Der Antrag lautet: 

19) GemErl .-6587/77 
Feuerwehr-Tarifordnung; Tarifregulierung und 
Änderung einzelner Tarifposten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 13. Oktober 1978 wird die 
in der Beilage angeschlossene Tarifordnung betreffend die Dienst- und Sachleistungen 
der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Steyr genehmigt. 
(BE !LAGE D) 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sie haben den letzten Antrag vernommen. Wer wünscht dazu zu sprechen? Kollege Sablik 
bitte. 

GEMEINDERAT ERICH SABLIK: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 
Wenn ich darauf hinweisen darf, daß hier wieder das ominöse Wort Tarif auftaucht, dann 
bitte ich jetzt schon unseren Kollegen Treml um Entschuldigung. Es ist in Wirklichkeit 
eine Leistung für das Entgelt, welches die Feuerwehr bei ihren Einsätzen erbringt. 
Sie wissen, daß nicht nur die Geräte für den eigenen Gebrauch bestimmt sind, zum 
Schutz der Bürger, gegen Feuergefahr, sondern daß diese Geräte auch ausgeliehen 
werden. Sei es ein Gewerbetreibender, der sein. Firmenschild mit der Gelenk-Hebe­
bühne anbringen will oder seien es Fenster, die zu reinigen sind oder Einsätze bei 
Katastrophen. Ich darf Sie auch daran erinnern nn die letzte Großübung im Gebiet de,­
Resthofsiedlung, wo wir die neue Gelenkbi.Jhne und auch den Katastrophendienstwagen L·n 
vollen Einsatz gesehen haben. Wir haben bei der letzten Rundfahrt die Einrichtungen f::;1~ 
die Wasserwehr gesehen, die Anlage für Öleinsätze, die immenses Geld kostet. 
Ich darf Sie daher bitten, dieser Tarifordnung Ihre Zustimmung zu geben. Im Namen 
der Sozialistischen Fraktion darf ich dies zusichern. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Als nächsten Debattenredner bitte ich Kollegen Treml. Ich hoffe, Du redest nicht dagegen. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Bestimmt nicht, denn auch Kollege Sabl ik hat mich bereits ersucht, nicht dagegen zu re­
den. 
Sehr verehrter Gemeinderat! 
Es ist natürlich eine Lüge, die muß ich jetzt sofort richtigstellen. Es war nur ein 
wenig witzig gemeint, ich möchte ihm aber sofort eines nahe legen, wenn er schon ein 
Lobesl i ed singt. Für Katastropheneinsätze verlangen wir noch nicht die 100 % .von der 
20 %igen Erhöhung. 

Unverständlicher Zwischenruf 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Ja schon, das muß man festhalten, Katastropheneinsätze, da wird kein Tarif verlangt. 
Zur Frage Gelenkbühne. Wir haben da S 1.000,- pro Stunde eingesetzt. Wir haben diese 
Gelenkbühne angeschafft, um bei Prebl emen, die unter Umständen auftreten bei Hoch­
bauten auftreten, sofort präsent zu sein. Nun möchte ich doch aufmerksam machen - ich 
weiß nicht, wie der Einsatzplan aussieht, das könnte Kollege Wallergraber besser beant­
worten - aber wenn man z. B. die Gelenkbühne verleiht an Gewerbebetriebe nach Nie­
derösterreich, wie man dann die Menschen im Resthof-Heizhaus befreien kann? 1 eh weiß 
das nicht, ich habe mir aber diese Übung angesehen, zum Gegensatz von anderen Gemein­
deräten, denn es waren nur wenige dabei. 1 eh möchte auch hier der Feuerwehr keine 
Vorschriften machen, aber trotzdem soll man doch bei diesem "Schi lderanbringen"- wie 
Kollege Sablik meinte - doch etwas zurückhaltend sein, daß zumindest diese Gelenk­
bühne dazu da ist, Menschenleben so rasch wie möglich retten zu können, wenn Gefahr 
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ist. Eine andere Frage ist auch noch, was man eventuell auch in Frage stellen muß. Die 
Stadtgemeinde - das haben wir im Rechnungsabschluß 1977gesehen - gibt viele Mi II ionen 
für die notwendige technische Ausrüstung der Freiwilligen Feuerwehr aus, aber eigent-
1 ich, wenn ich mir das so üb~rl ege, sind die Nutznießer in erster Linie die Versiche­
rungen. Durch das schnelle Eingreifen der Feuerwehr mit den modernsten Geräten - ich 
verweise besonders auf die chemischen Mittel, die heute verwendet werden, um so schnell 
wie möglich einen Brand einzudämmen - entsteht weniger Sachschaden und wird Vermögen 
gerettet. Es wäre also berechtigt, wenn man die Versicherungen, die sich dadurch viele 
Millionen ersparen, anhalten würde, gerade einen Beitrag für die technische Ausrüstung 
- besonders auch für die Anwendung der chemischen Mittel. Das wird nicht refundiert, 
wei I das ist ein nämlich ein Forderung des Landesfeuerwehrkommandanten von Ober­
österreich und nicht der KPÖ. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ein weiterer Beitrag noch zu diesem Tagesordnungspunkt? Nicht der Fall. Auf das Schluß­
wort wird verzichtet. Wir stimmen ab. Gibt es Einwände gegen diesen Antrag? Enthaltung? 
Beides nicht vorgebracht. Auch der heute letzte Antrag ist einstimmig beschlossen. 
Meine sehr geherten Damen und Herren! 
Wir haben heute Beträge insgesamt von 7,925.000 Schilling in dieser Sitzung behandelt 
und beschlossen. Ich danke Ihnen dafür. Es ist wieder ein Leistungsausweis für die 
T ::itigkeit in unserer Stadt. 1 eh hoffe sehr, daß das neue Mitglied des Gemeinderates, 
C!~. Burger, einen guten Eindruck von seiner ersten Sitzung in Steyr bekommen hat. 
[) ie Sitzung ist somit geschlossen. 

E nde der Sitzung: 17. 00 Uhr 

DIE PROTOKOLLFÜHRER: 

~~I\~ 
~ ~ e-~e ~ ~ 4 Q.,~l~ 
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